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Grußwort

in dieser Ausgabe finden Sie u. a. einen Bericht über die 

von der Kammer – selbstverständlich auf Selbstzahler-

basis – organisierte Reise nach Namibia. Alle Teilnehmer 

waren von der Reise und den Eindrücken begeistert. 

Das hat uns darin bestärkt, auch in Zukunft unseren 

Kammermitgliedern eine solche Möglichkeit noch 

einmal anzubieten. Die Kammer wird deshalb in den 

nächsten Jahren wieder einmal ein attraktives Reise-

ziel über den darauf spezialisierten Reiseveranstalter 

anbieten. Sowohl die von der Notarkammer organi-

sierte Reise nach China als auch die jetzige Reise nach 

Namibia waren sehr gut organisiert, sehr interessant 

und uneingeschränkt empfehlenswert.

Zu Beginn des Jahres ist die Kammergeschäftsstelle 

gleich mit zwei Wahlen beschäftigt. Zum einen die 

Wahl zur Satzungsversammlung, zum anderen die Wahl 

zum Vorstand, die aufgrund der Gesetzesänderung 

erstmalig als Briefwahl durchgeführt werden muss. 

Wir haben in diesem Jahr die Wahlbekanntmachun-

gen erstmals per beA versandt, die Wahlunterlagen 

werden Ihnen aber per Post zugehen.

Nach Eingang der Wahlvorschläge werden wir den Be-

werbern in das Vorstandsamt die Möglichkeit geben, 

sich auf unserer Internetseite zu präsentieren und sich 

vorzustellen. Bis auf den Kollegen Nessig stehen vo- 

raussichtlich alle bisherigen Vorstandsmitglieder, de-

ren Amtszeit dieses Jahr abläuft, zur Wiederwahl zur 

Verfügung. 

Auch 2019 werden uns wieder berufsrechtliche 

Themen beschäftigen. Wie Sie sicher wissen, hat 

die Bundesrechtsanwaltskammer beim Justizministe- 

rium den Vorstoß hinsichtlich einer Strukturänderung 

des RVG und gleichzeitig einer Erhöhung der RVG- 

Gebühren unternommen. Im Bundesjustizministerium 

stößt das Verlangen der Rechtsanwaltskammern auch 

durchaus auf Verständnis. Dort ist man sich bewusst, 

dass, wenn in dieser Legislaturperiode keine Erhöhung 

und Änderung des RVG kommt, seit der letzten Erhö-

hung wieder mehr als acht Jahre  vergangen sein wer-

den. Wir wissen alle, dass sich die laufenden Kosten in 

den letzten acht Jahren deutlich erhöht haben.

Wie nicht anders zu erwarten, stößt die Forderung 

nach Erhöhung der Anwaltsgebühren aber auf den Wi-

derstand der Länder, denn den Großteil der Kosten im 

Rahmen von Prozess- / Verfahrenskostenhilfeverfah-

ren tragen die Länder. Es wäre deshalb zu überlegen, 

ob man eine Koppelung der Gebührensteigerungen an 

den Lebenshaltungskostenindex vornimmt, oder eine 

Trennung der Erhöhung der normalen RVG-Gebühren 

von den PKH / VKH-Gebühren. Dies hätte allerdings 

zur Folge, dass sich die Schere zwischen dem norma-

len Mandat und dem Prozess- / Verfahrenskostenhilfe-

mandat hinsichtlich der Vergütung weiter öffnet. Die 

Kammern werden hier noch viel Überzeugungsarbeit 

leisten müssen. Wir wissen aus den vergangenen Ver-

handlungen, dass das Bemühen um Gebührenerhöhun-

gen stets ein zähes Ringen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
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Grußwort

In diesem Jahr soll auch die EU-Richtlinie hinsichtlich 

der Erweiterung der notwendigen Verteidigung im Straf-

recht umgesetzt werden. Diese sieht u. a. bereits bei 

der ersten Vernehmung eine anwaltliche Vertretung 

vor. Auch die Fälle der notwendigen Verteidigung sol-

len durch eine Herabsetzung der dafür erforderlichen 

Strafrahmen erweitert werden. In diesem Punkt ist der 

Widerstand aus den Ländern unerwartet groß und 

erstaunlicherweise steht dabei nicht das Kostenargu-

ment im Vordergrund, sondern es wird mit negativen 

Auswirkungen auf die Strafrechtspflege argumentiert. 

Dies kann allerdings nach Auffassung der Kammer kein 

tragfähiges Argument sein, denn es darf im strafrechtli-

chen Ermittlungsverfahren keine Ungleichbehandlung 

von finanziell besser Gestellten und Beschuldigten, die 

sich keinen Verteidiger leisten können, geben. 

Zum 01.07.2019 werden die Beschlüsse der 7. Sitzung 

der 6. Satzungsversammlung vom 26.11.2018 in Kraft 

treten. Das bedeutet u. a. die Schaffung eines neuen 

Fachanwaltstitels, des Fachanwaltes für Sportrecht. Die 

niedersächsischen Kammern beabsichtigen, einen ge-

meinsamen Vorprüfungsausschuss zu gründen unter 

Leitung der Rechtsanwaltskammer Braunschweig. Wir 

sind also gut vorbereitet.

Einige Kolleginnen und Kollegen sind allerdings immer 

noch nicht darauf vorbereitet, ihre per beA zugestellte 

Post auch zur Kenntnis zu nehmen. Das ist hochge-

fährlich, denn es besteht eine passive Nutzungspflicht 

und es drohen den Kollegen erhebliche Haftungsrisi-

ken. Darüber hinaus wird das automatische Löschen 

von dort eingegangenen Nachrichten zum 01.04.2019 

aktiviert. D. h., dass Nachrichten, die am 01.04.2019 

älter als 90 Tage sind, an diesem Tag automatisch in 

den Papierkorb verschoben und nach 30 Tagen unwi-

derruflich gelöscht werden. Der Vollständigkeit halber 

weise ich darauf hin, dass Nachrichten, die bereits seit 

mindestens 31 Tagen in den Papierkorb verschoben 

wurden, an diesem Tage auch gelöscht werden. Diese 

Fristen geltend dann fortlaufend für die Zukunft.

Wer also bis jetzt den Zugriff auf sein beA noch nicht 

sichergestellt hat, der sollte dies unverzüglich veran-

lassen, denn eigentlich ist es schon zu spät. Aus eigener 

Erfahrung kann ich berichten, dass die Gerichte zuneh-

mend von der Möglichkeit der Zustellung durch das 

beA Gebrauch machen. Insbesondere das Landgericht 

Braunschweig hat seit Beginn des Jahres vermehrt die 

Zustellung über das beA vorgenommen. Auch wenn Sie 

das beA noch nicht selber nutzen wollen, müssen Sie 

aber gewährleisten, dass Sie die dort eingegangenen 

Nachrichten zur Kenntnis nehmen können. Deshalb 

meine dringende Bitte an alle Kolleginnen und Kolle-

gen, die dies noch nicht veranlasst haben, sich nun um-

gehend darum zu kümmern. 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr Michael Schlüter 

Präsident
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RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Ankündigung der Kammerversammlung am 05.06.2019

Die nächste ordentliche Kammerversammlungen findet 

am Mittwoch, 5. Juni 2019 um 15:00 Uhr im Seminarraum 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig, Lessingplatz 1, 

38100 Braunschweig statt. Bitte notieren Sie sich schon 

heute diesen Termin.

Anträge zur Kammerversammlung

Nach § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Rechtsanwalts-

kammer Braunschweig können zur jährlichen ordentlichen 

Kammerversammlung Anträge zur Tagesordnung gestellt 

werden. Anträge zur Tagesordnung müssen in Textform 

eingereicht werden.

Die Anträge werden vom Kammervorstand auf die Tages-

ordnung genommen, wenn sie bis zum  30. April 2018 in 

der Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer Braun-

schweig eingehen.

Frist für Anträge zur Tagesordnung: 

Dienstag, 30. April 2019

Die förmliche Einladung zur Kammerversammlung mit 

Bekanntgabe der Tagesordnung wird rechtzeitig erfolgen.

Michael Schlüter

Präsident
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Frühjahrsputz für das beA

Automatisches Löschen von Nachrichten startet zum 1.4.2019

Die Kommunikation über das besondere elektronische 

Anwaltspostfach (beA) hat in den vergangenen Monaten 

Fahrt aufgenommen und kommt zunehmend im anwalt-

lichen Arbeitsalltag an. Immer mehr Gerichte schließen 

sich dem elektronischen Rechtsverkehr an und versenden 

Nachrichten elektronisch an die Postfächer der Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte. Nachdem nun eine ge-

wisse Eingewöhnungsphase vorbei ist, wird die BRAK im 

Rahmen der gesetzlichen Vorgaben zum 1.4.2019 das 

automatische Löschen von Nachrichten aus dem beA ak-

tivieren.

§ 31a BRAO berechtigt die BRAK 
zum Löschen von Nachrichten
§ 31a III 4 BRAO berechtigt die BRAK als Betreiberin des 

beA, im beA gespeicherte Nachrichten nach angemesse-

ner Zeit zu löschen. Welche Zeiträume angemessen sind, 

gibt § 27 der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfach-

verordnung (RAVPV) vor. Danach dürfen Nachrichten frü-

hestens 90 Tage nach ihrem Eingang automatisch in den 

Papierkorb des beA verschoben werden. Im Papierkorb 

befindliche Nachrichten dürfen frühestens nach 30 Tagen 

automatisch gelöscht werden. 

Hierfür gibt es zwei gute Gründe: Zum einen verpflichtet 

§ 50 BRAO jede Rechtsanwältin und jeden Rechtsanwalt 

dazu, Handakten zu führen. Über das beA versandte und 

empfangene Nachrichten müssen schon deshalb zur je-

weiligen Akte genommen werden. Zum anderen ist das 

beA nicht als Archivsystem konzipiert und daher kein dau-

erhafter Speicherort für Nachrichten und deren Anlagen. 

Denn überstrapazierte Serverstrukturen und ein rasan-

tes Anwachsen des Datenvolumens würden auch einen 

erheblichen Anstieg der Kosten für alle Nutzerinnen und 

Nutzer mit sich bringen.

Was wird wann gelöscht?
Nachrichten, die am 1.4.2019 älter sind als 90 Tage, wer-

den an diesem Tag automatisch in den Papierkorb verscho-

ben und 30 Tage später, also am 1.5.2019, endgültig ge-

löscht. Nachrichten, die sich zum Zeitpunkt des 1.4.2019 

bereits seit mindestens 31 Tagen im Papierkorb befunden 

haben, werden an diesem Tag unwiederbringlich gelöscht.

Bevor eine Nachricht endgültig gelöscht wird, werden die 

Nutzerinnen und Nutzer darüber per E-Mail informiert. 

Falls noch nicht geschehen, sollte daher unbedingt eine 

E-Mail-Adresse hinterlegt werden, an die die Benachrich-

tigungen versandt werden können. Außerdem öffnet sich 

bei jedem aktiven Verschieben einer Nachricht in den Pa-

pierkorb durch den Postfachnutzer ein Fenster mit dem 

Warnhinweis, dass die Nachricht nach 31 Tagen endgültig 

aus dem Papierkorb gelöscht wird.

Sinnvoll archivieren, aber wie?
Das beA ist so konzipiert, dass es sowohl die papierne als 

auch die elektronische Handaktenführung unterstützt. 

Durch die Funktionen „Drucken“ oder „Exportieren“ kann 

der Nutzer im beA liegende elektronische Dokumente je 

nach seiner Kanzleiorganisation zur Handakte nehmen.

Es ist aber zu überlegen, ob die Nutzung des beA nicht 

Anlass bietet, auf die elektronische Handaktenfüh-

rung umzustellen, um Medienbrüche zu vermeiden. Die 

beA-Webanwendung eröffnet zudem die Möglichkeit, in 

einer ZIP-Datei den gesamten Inhalt einer Nachricht zu 

exportieren. Diese liefert später zu jedem Zeitpunkt einen 

Nachweis über Absender, Empfänger, Zeitpunkt des Ver-

sands und des Zugangs sowie Inhalt der Nachricht.

Achtung bei noch nicht aktivierten Postfächern!
Anwältinnen und Anwälte, die eine Erstregistrierung bis-

her noch nicht vorgenommen haben, sollten die Aktivie-

rung der Löschfunktion zum Anlass nehmen, dies unver-

züglich nachzuholen und Ihrer passiven Nutzungspflicht (§ 

31a VI BRAO) nachzukommen. Denn vom automatischen 

Löschen sind auch Nachrichten betroffen, die ungele-

sen in noch nicht aktivierten beA-Postfächern liegen. Ein 

selektives Zurückholen von Nachrichten ist nicht möglich. 

Gelöschte Nachrichten bleiben dauerhaft verloren. Daher 

nutzen Sie den Schwung des noch jungen Jahres und be-

ginnen Sie mit dem digitalen Frühjahrsputz!

Berlin, 06.02.2019   /   RA Julia von Seltmann, Andrea Lindowsky, M.A.
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Per beA ans Gericht 

Aktuelle Rechtsprechung zum elektronischen Rechtsverkehr

Noch sind Anwältinnen und Anwälte nur zur „passiven“ 

Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs verpflich-

tet, müssen also Nachrichten in ihren beA-Postfächern 

zur Kenntnis nehmen (vgl. § 31a VI BRAO). Bis die aktive 

Nutzungspflicht eintritt (zum 01.01.2022; kann aber von 

den Ländern auf den 01.01.2020 oder 2021 vorgezogen 

werden), ist Zeit, sich an den rechtlichen Rahmen dafür 

zu gewöhnen – und die Rechtsprechung konturiert diesen 

nach und nach.

Schriftsätze per E-Mail unzulässig
Die zentrale Vorschrift zum elektronischen Einreichen 

von Schriftsätzen ist § 130a ZPO (bzw. die Parallelrege-

lungen in den übrigen Prozessordnungen: § 46c ArbGG, § 

65a SGG, § 55a VwGO und § 52a FGO). Sie enthält eine 

Verweisung auf die Elektronischer Rechtsverkehr-Ver-

ordnung (ERVV), in der Formalia wie etwa Dateiformate, 

-namen, der anzufügende Strukturdatensatz (§ 2 ERVV) 

und zulässige Übermittlungswege (§ 4 I ERVV) geregelt 

sind. Die Bekanntmachung zu § 5 ERVV regelt Details u.a. 

zu zulässigen Versionen der Dateiformate und zu Höchst-

grenzen für Anzahl und Größe in einer Nachricht zu ver-

sendender Dokumente.

Dass man danach Schriftsätze nicht wirksam per E-Mail 

einreichen kann, sollte inzwischen klar sein. Gleichwohl 

beschäftigt dies immer wieder Gerichte. So hat etwa das 

VG Gera (Beschl. v. 12.09.2018 – 2 E 1480/18 Ge) klarge-

stellt, dass eine Klageeinreichung per E-Mail unzulässig sei; 

ebenso hat das BSG (Beschl. v. 4.7.2018 – B 8 SO 44/18 

B) im Fall einer per E-Mail eingelegten Nichtzulassungsbe-

schwerde entschieden. Entsprechendes gilt übrigens auch 

für das verwaltungsrechtliche Widerspruchsverfahren. 

Auch ein Widerspruch kann nicht wirksam per E-Mail einge-

legt werden, so entschied jüngst das VG Schleswig (Beschl. 

v. 10.01.2019 – 4 B 88/18); denn §§ 3a, 70 VwVfG sehen für 

die elektronische Einreichung bestimmte Wege vor.

Obacht bei Einreichung per beA!
Wer per beA einen Schriftsatz bei Gericht einreicht, um-

schifft zwar die eben angesprochene Zulässigkeitshürde, 

muss aber dennoch die weiteren Vorgaben der ERVV 

einhalten, damit die eingereichten Dokumente „für die 

Bearbeitung durch das Gericht geeignet“ sind (§ 130a II 

ZPO). Sollten einzelne dieser Vorgaben nicht eingehalten 

werden, sieht die Rechtsprechung eine Hinweispflicht des 

Gerichts (vgl. etwa BSG, BRAK-Mitt. 2018, 266 mit Anm. 

Siegmund; BAG, BRAK-Mitt. 2018, 266 Ls.).

Wann ein Schriftsatz ohne qualifizierte elektronische Sig-

natur (qeS) des Anwalts formwirksam eingereicht werden 

kann, regelt § 130a III Alt. 2 ZPO: Der Anwalt muss den 

Schriftsatz selbst aus seinem beA versenden. Versendet 

jemand anderes den Schriftsatz, so bedarf er einer qeS 

des verantwortenden Anwalts (§ 130a III Alt. 1 ZPO). Es 

genügt also nicht, einen Schriftsatz selbst einfach zu si-

gnieren und ihn dann z.B. durch einen Anwaltskollegen 

versenden zu lassen. Es ist also Personenidentität von 

einfach Signierendem und Versender nötig, das hat das 

ArbG Lübeck in einem jüngst veröffentlichten Beschluss 

(v. 10.10.2018 – 6 Ca 2050/18) klargestellt.

Bundesverfassungsgericht noch nicht dabei

Anders als die ordentlichen Gerichte und die Fachgerichte 

nimmt das BVerfG noch nicht am ERV teil. § 23 I BVer-

fGG verlangt vielmehr, dass Anträge schriftlich einzurei-

chen sind. Hieran ändert auch die ERVV nichts. Denn sie 

ist nach ihrem § 1 I nur über eine Verweisungsnorm in 

der jeweiligen Prozessordnung anwendbar, nämlich über  

§ 130a ZPO, § 46c ArbGG, § 65a SGG, § 55a VwGO und  

§ 52a FGO. Eine vergleichbare Regelung gibt es im BVer-

fGG bislang nicht.

Dies hat das BVerfG jüngst in einem Nichtannahmebe-

schluss (v. 19.11.2018 – 1 BvR 2391/18) unterstrichen, 

in dem es eine per De-Mail eingereichte Verfassungsbe-

schwerde für unzulässig hielt. Nichts anderes gilt damit 

auch für das beA. Wie De-Mail ist es ein „sicherer Übermitt-

lungsweg“ und kann nur dort formwahrend genutzt werden, 

wo die jeweilige Verfahrensordnung (z.B. § 130a ZPO) dies 

vorsieht. Es ist aber nur eine Frage der Zeit, bis auch das 

BVerfG am elektronischen Rechtsverkehr teilnimmt.

Berlin, 06.02.2019   /   RA Dr. Tanja Nitschke
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RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Anpassung der Anwaltsgebühren – BRAK setzt sich weiter ein

Neuer Fachanwalt für Sportrecht

Die BRAK setzt sich weiter intensiv für die dringend er-

forderliche Anpassung der Rechtsanwaltsvergütung ein. 

Einen gemeinsam mit dem DAV erarbeiteten Forderungs-

katalog zum anwaltlichen Gebührenrecht hatte sie bereits 

im April 2018 an die Bundesministerin der Justiz und für 

Verbraucherschutz, Dr. Katarina Barley, übergeben. Er 

wurde im Herbst 2018 den Ländern zur Stellungnahme 

weitergeleitet. Neben zahlreichen strukturellen Verbesse-

rungsvorschlägen zum RVG enthält der Katalog auch die 

Forderung der Anwaltschaft nach einer linearen Anpas-

sung der Gebühren. Ende Januar befasste sich der Rechts-

ausschuss des Deutschen Bundestages mit der Forderung, 

aus der Bundesregierung wurde hierfür Unterstützung sig- 

nalisiert. Anfang Februar haben sich BRAK und DAV nun in 

einem gemeinsamen Schreiben an die Justizministerinnen 

und -minister der Länder gewandt, um ihrer Forderung 

nach einer Reform des anwaltlichen Gebührenrechts wei-

ter Nachdruck zu verleihen.

Die Ende November durch die Satzungsversammlung bei 

der Bundesrechtsanwaltskammer beschlossene Einfüh-

rung einer neuen Fachanwaltsbezeichnung für Sportrecht 

wurde vom Bundesministerium der Justiz und für Ver-

braucherschutz bestätigt. Die dazu nötigen Änderungen 

in der FAO werden voraussichtlich in Heft 2/2019 der 

BRAK-Mitteilungen veröffentlicht und treten dann mit 

dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf die 

Veröffentlichung folgt, also am 01.07.2019.

Nach Einführung des Fachanwalts für Sportrecht ab dem 

01.07.2019 ist eine neuer Vorprüfungsausschuss zu bil-

den. Die drei niedersächsischen Rechtsanwaltskammern 

wollen einen gemeinsamen Fachausschuss gründen.

Wir suchen Mitglieder, die den Fachanwaltstitel selbst er-

werben und in den Vorprüfungsausschuss berufen werden 

wollen. 

Sollten Sie interessiert sein, melden Sie sich bitte in der 

Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer bei Frau Boeke 

telefonisch unter 0531/12335-33 oder per E-Mail unter  

pboeke@rak-braunschweig.de.

Prüfungstermine 2019 für Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte

Folgende Termine wurden für 2019 festgesetzt:

Die schriftlichen Prüfungen für die Abschlussprüfung 

Sommer 2019 finden statt am

Dienstag, 07.05.2019 und am 

Donnerstag, 16.05.2019

Die Zwischenprüfung 2019 findet  statt am

Montag, 11.11.2019

Die schriftlichen Prüfungen für die Abschlussprüfung 

Winter 2019 finden statt am

Montag, 11.11.2019 und am

Dienstag, 19.11.2019

Diese Termine gelten für alle Schulstandorte 

(Braunschweig, Wolfsburg, Göttingen und Northeim).
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Mitteilung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen
 

Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Ge-

schäftsjahr 2018 berichten. Wir können bis dato nur über 

den intern berechneten und nicht testierten Stand berich-

ten und müssen daher allgemein formulieren. 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflik-

te, Brexit oder auch Italienkrise sind Schlagworte, die eine 

komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftspro-

blematiken ergab. Während die Konjunktur in den USA 

durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 

im Sonderkonjunkturmodus befand, waren in der zweiten 

Jahreshälfte in Europa und insbesondere in Deutschland 

erste Abschwächungstendenzen erkennbar. Hier sei die 

Dieselaffäre und gleichzeitige Relevanz der Automobilin-

dustrie für die BRD und ihre Exportwirtschaft genannt. 

Während sich der US-Aktienmarkt noch im positiven Ter-

rain hielt, lagen DAX und Co. schon in der Verlustzone 

und zum Jahresende hin beschleunigte sich diese Talfahrt 

nochmals deutlich. Der DAX verlor auf Jahressicht 18,3%, 

der Eurostoxx 50 14,3% und der S&P 500 aus Amerika 

ging um 5,6% zurück. Diese Entwicklung hat das Versor-

gungswerk tangiert und ein noch besseres Ergebnis ver-

hindert. Die Immobilieninvestments stellten sich dagegen 

in 2018 erneut als stabiler Baustein der Vermögensanlage 

dar und lieferten die beste Verzinsung in unserem Portfo-

lio. Auch die Alternativen Vermögensanlagen entwickelten 

sich positiv und steuerten weiter steigende Beiträge zum 

Gesamtergebnis bei. 

Unsere festverzinslichen Bestände liefern noch aus-

kömmliche Renditen. Verantwortlich hierfür sind unsere 

Altbestände, die noch mit hohen Kupons belegen sind, 

verglichen mit denen, die heute erzielbar sind. Dies wird 

sich allerdings zunehmend ändern und wesentliche Teile 

unserer Altbestände werden in den nächsten Jahren fällig. 

Bei der Neuanlage haben wir fast komplett in Sachwerte 

(netto etwa 100 Mio. €) investiert und nur in geringem 

Maße Nominalwerte aufgestockt. Dadurch schmolzen die 

Nominalwerte weiter ab und Sachwerte stiegen weiter an. 

Unsere Rentenquote beträgt nunmehr etwa 60%. Unser 

Gesamtergebnis ist zwar durch das schwache Aktienjahr 

gedrückt worden, bewegt sich aber oberhalb unseres 

Rechnungszinses von 3,3%.

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung wird im Verlauf 

des Jahres 2019 wesentlich durch den Fortgang des Han-

delskonfliktes zwischen den USA und China geprägt sein. 

Tendenziell wird die Konjunktur sich verlangsamen und 

die Unternehmensgewinne werden verglichen mit dem 

Vorjahr fallen. Ökonomische und politische Unwägbarkei-

ten werden verunsicherte Märkten mehr Schwankungs-

intensität bescheren.                                                            ⏵

    R    V       RECHTSANWALTSVERSORGUNGSWERK 

       N                                                       NIEDERSACHSEN 

 

-KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS- 
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Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019 

 

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 berichten. Wir kön-

nen bis dato nur über den intern berechneten und nicht testierten Stand berichten und müssen 

daher allgemein formulieren. 

 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflikte, Brexit oder auch Italienkrise sind 

Schlagworte, die eine komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftsproblematiken ergab. 

Während die Konjunktur in den USA durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 
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Vermögensstruktur zum 31.12.2018

Kasse 2 %

Immobilien 21 %

Aktien 13 %

Private Equity 4 %

Renten 60 %
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Das Niedrigzinsumfeld wird Bestand haben und deut-

liche Zinsschritte nach oben sind auch für 2019 nicht 

erkennbar. Dies wird zunehmend für das Versorgungs-

werk zu einer Bürde, da hohe Kupons auslaufen und 

festverzinsliche Anleihen dennoch ein fester Bestandteil 

unseres Portfolios sind und vermutlich bleiben werden. 

Für das aktuelle Jahr sind wir dennoch verhalten opti-

mistisch erneut den Rechnungszins verdienen zu können. 

Aufhebung der 45-Jahresgrenze zum 31.12.2018 

Durch Änderung des Grundlagengesetzes ist der Lan-

desgesetzgeber dem mit § 231 Abs. 4d Satz 1 SGB VI 

ausgesprochenen Appell des Bundesgesetzgebers zur 

Abschaffung von Altersgrenzen für berufsständische Ver-

sorgungseinrichtungen gefolgt und hat zum 31.12.2018 

die an die Vollendung des 45. Lebensjahres geknüpfte Al-

tersgrenze für die Begründung der Pflichtmitgliedschaft 

im Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen (RVN) 

aufgehoben. Ausgenommen von der Pflichtmitgliedschaft 

sind die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte die im 

Zeitpunkt ihrer Zulassung die für den Bezug der Altersren-

te vorgesehene Mindestvoraussetzung (mind. fünfjährige 

Mitgliedschaft und die Zahlung von Beiträgen für mindes-

tens 60 Monate, § 12 Abs. 4 S. 1 der Satzung) nicht erfüllen 

können oder die Regelaltersgrenze bereits erreicht haben. 

Für diejenigen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die  

am 31.12.2018 bereits Kammermitglied waren oder eine 

freiwillige Mitgliedschaft in einer anderen berufsständi-

schen Versorgungseinrichtung begründet hatten, besteht 

eine Befreiungsmöglichkeit bei Antragstellung bis zum 

30.06.2019. 

Für angestellt tätige Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-

te sei auf die Regelung des § 231 Abs. 4d SGB VI und das 

Erfordernis einer fristgerechten Antragstellung bei der 

Deutschen Rentenversicherung Bund innerhalb von drei 

Monaten nach Aufhebung der Altersgrenze hingewiesen. 

Störung in der Telefaxkommunikation 

Im Wege des Ausbaus der deutschlandweiten Vermitt-

lungstechnik auf Voice over IP (kurz VoIP) war auch das 

Versorgungswerk verpflichtet, die Telefonanlage auf die-

se Technik umzustellen. Seit dem Umstellungsprozess im 

letzten Jahr treten vermehrt technische Probleme auf, 

die insbesondere die Kommunikation mittels Telefax be-

treffen. Die Datenübertragung in IP-Netzen erfolgt im 

technischen Sinne in einzelnen Paketen. Bei der vorgege-

benen Technik kann es zu unvorhersehbaren Paketverlus-

ten kommen, die bei der Kommunikation mit Telefax dafür 

sorgen können, dass es zu einem Informationsverlust in 

Form von einer Teilübertragung oder eines vollständigen 

Verbindungsabbruchs kommen kann. Die technischen 

Probleme betreffen nicht nur das RVN, sondern treten 

deutschlandweit auf und können sowohl Sende- als auch 

Empfangsgeräte betreffen. 

Da das RVN keine störungsfreie Telefaxübermittlung ge-

währleisten kann, wird es den Kommunikationsweg mit-

tels Telefax künftig nicht weiter publizieren. Es wird darum 

gebeten, wichtige Informationen oder zeitkritische Unter-

lagen künftig per Postzustellung oder als Scan via E-Mail 

zu übersenden.

    R    V       RECHTSANWALTSVERSORGUNGSWERK 

       N                                                       NIEDERSACHSEN 
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Meldepflichten bei Steuergestaltung:  
Bürokratieflut ohne Mehrwert!

Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) kritisiert Gesetzentwurf

 
Berlin, 01.02.2019   /   Presseerklärung Nr. 2

Das Bundesfinanzministerium hat am 30.01.2019 den 

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 

Pflicht zur Mitteilung von Steuergestaltungen zur Umset-

zung der EU-Richtlinie 2018/822/EU vom 25. Mai 2018 in 

die Ressortabstimmung gebracht. Nach der EU-Richtlinie 

ist Deutschland verpflichtet, bis Ende 2019 eine Anzei-

gepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen 

einzuführen. Über diese Regelung hinaus sieht der Refe-

rentenentwurf eine solche Meldepflicht auch für rein na-

tionale Steuergestaltungen vor. Mit diesen neu geschaf-

fenen Anzeigepflichten soll der Gesetzgeber in die Lage 

versetzt werden, bestehende Gesetzeslücken schneller 

durch eine Anpassung des Steuerrechtes zu schließen. 

Dabei, und darauf ist besonders hinzuweisen, handelt es 

sich um legale Steuergestaltungen, die allein aus den be-

stehenden Gesetzen entwickelt werden.

Nach den Vorgaben der EU-Richtlinie sollen Steuerge-

staltungen angezeigt werden, wenn sie bestimmte Kri-

terien (sog. „Hallmarks“) erfüllen. Diese Kriterien sind 

bewusst sehr weit gefasst und nicht durch Untergrenzen 

beschränkt. Erfasst sind demnach selbst alltägliche und 

häufig genutzte legale Gestaltungen, die zu einer steuer-

lichen Optimierung führen. Die Größe der individuellen 

Steuerlast oder des beabsichtigen steuerlichen Vorteils 

sind ohne Bedeutung.

Nach der Richtlinie ist vorrangig der steuerliche Bera-

ter (Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwalt und 

andere, sog. „Intermediäre“) anzeigepflichtig, der die Ge-

staltung entwickelt, vermarktet oder hierzu berät. In Aus-

nahmefällen, wenn beispielsweise eine berufsrechtliche 

Verschwiegenheitspflicht besteht, kann die Meldepflicht 

auf den Steuerpflichtigen selbst übergehen. Die Richtlinie 

sieht gleichwohl stets nur einen Verantwortlichen für die 

Abgabe der Meldung vor.

Der nun vorliegende Gesetzentwurf spaltet die Anzei-

gepflicht zusätzlich auf. Der Intermediär ist stets in der 

Pflicht, die geplante Steuergestaltung anzuzeigen. Zusätz-

lich muss der Steuerpflichtige die Verwendung der Steu-

ergestaltung anzeigen. In aller Regel müssen also zwei 

Meldungen für ein und denselben Sachverhalt abgege-

ben werden. Eine solche Aufteilung der Meldepflicht für 

grenzüberschreitende und nationale Beratung lehnen wir 

nachdrücklich ab. Sie potenziert die ohnehin zu erwarten-

de Meldeflut und führt bei allen Beteiligten zu erheblich 

mehr Bürokratie. Der Referentenentwurf setzt sich nicht 

mit der Frage auseinander, ob die personelle Ausstat-

tung der Verwaltung eine Bearbeitung der Meldungen 

überhaupt zulässt. Ein Vergleich mit zehntausenden ein-

gehenden, nicht abschließend bearbeiteten, Geldwäsche-

meldungen bei der Financial Intelligence Unit (FIU) lässt 

begründete Zweifel aufkommen. Auch die beim Bundes-

zentralamt für Steuern eingehenden, aber derzeit nicht an 

die Bundesländer übertragbaren Daten aus dem Abkom-

men zum Internationalen Informationsaustausch stimmen 

diesbezüglich pessimistisch.

Der geplanten Einführung der Anzeigepflicht 
für rein nationale Gestaltungsmodelle 
treten wir entgegen.

Der Finanzverwaltung stehen aktuell ausreichend Inst-

rumente zur Verfügung, um unerwünschte Gestaltungen 

aufzudecken. Die Regelung zur verbindlichen Auskunft 

des Fiskus könnte um einen Auskunftsanspruch ergänzt 

werden. Dies böte einen Anreiz, die Finanzverwaltung 

über Gestaltungen zu informieren und damit frühzeitig 

Rechtssicherheit auf beiden Seiten zu schaffen. Die Lö-

sung darf nicht darin liegen, (Rechts-)Berater zum Erfül-

lungsgehilfen des Steuergesetzgebers zu machen. Insbe-

sondere bei anwaltlicher Beratung muss sich der Mandant 

auf den Schutz des Mandatsgeheimnisses verlassen kön-

nen. Dieser liefe leer, ganz gleich ob eine Meldung durch 

den Berater oder den Mandanten selbst erfolgen muss. ⏵



Mitteilungen
 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 ❘ 2019 12

Die Umsetzung der Richtlinie muss 
ohne jegliche Erweiterung erfolgen.

„Die absolute Vertraulichkeit mandatsbezogener Kommu-

nikation muss geschützt werden! Das Persönlichkeitsrecht 

der Mandanten und die Institution einer freien und unab-

hängigen Anwaltschaft dürfen nicht durch Meldepflichten 

ausgehöhlt werden. Wir lehnen eine Anzeigepflicht – für 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gleichermaßen 

wie für Mandantinnen und Mandanten – daher nachdrück-

lich ab“, resümiert BRAK-Präsident Dr. Ulrich Wessels.

Rechtsanwaltskammern verurteilen Bedrohung von Rechtsanwälten
 

Berlin, 17.01.2019   /   Presseerklärung Nr. 1

Im Rahmen ihrer Präsidentenkonferenz am 17.01.2019 

beschäftigten sich die Präsidentinnen und Präsidenten 

der 28 Rechtsanwaltskammern aus gegebenem Anlass 

auch mit den aktuellen Medienberichten über die bereits 

zweite Bedrohung einer Anwaltskollegin. Anfang der 

Woche berichteten zahlreiche Printmedien sowie einige 

Fernsehsender erneut über die Kollegin, die aufgrund der 

Übernahme einiger Mandate persönliche Drohungen er-

halten habe. Die Rechtsanwältin hatte zuvor Angehörige 

eines der NSU-Mordopfer vertreten. Die Präsidentinnen 

und Präsidenten der Rechtsanwaltskammern und die Bun-

desrechtsanwaltskammer (BRAK) zeigten sich angesichts 

der Anfeindungen, denen sich nicht nur die Kollegin selbst, 

sondern auch deren Familie ausgesetzt sieht, bestürzt.

Die Präsidentenkonferenz hat den Sachverhalt  
ausführlich erörtert und stellt hierzu fest:
 

„Wir sehen in den Vorfällen einen Angriff auf die freie 

Berufsausübung der Anwaltschaft allgemein. In einem im-

mer stärker werdenden Klima der verbalen und gedank-

lichen Verrohung sind diese Vorgänge eine weitere und 

durch die Selbstverwaltung der Anwaltschaft nicht mehr 

schweigend hinzunehmende Eskalation. Es darf keine Rol-

le spielen, welchen Mandanten eine Rechtsanwältin oder 

ein Rechtsanwalt vertritt; die Garantie für jedermann auf 

ungehinderten und vollständigen Zugang zum Recht und 

das Recht auf eine uneingeschränkte Verteidigung müssen 

gewahrt bleiben.“

„Wir fordern eine lückenlose Aufklärung des Sachverhaltes 

und den nötigen Schutz der Kollegin durch die zuständigen 

Behörden“, resümiert BRAK-Präsident Dr. Ulrich Wessels. 

„In einem Rechtsstaat kann es nicht angehen, dass Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte als Organ der Rechtspfle-

ge Gefahr für Leib und Leben fürchten müssen, wenn sie 

bestimmte Mandate übernehmen. Derartige Vorfälle sind 

untragbar.“
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Das Gesetz über das Rechtsanwaltsversorgungswerk 
Niedersachsen (RVN) wurde geändert. Das Änderungs-
gesetz vom 11. Dezember 2018 hat drei Regelungsge-
genstände:

•	 		Die	 Altersgrenze	 von	 45	 Lebensjahren	 für	 eine	
Begründung der (Pflicht-) Mitgliedschaft im RVN 
wurde aufgehoben. Von der Mitgliedschaft ist künf-
tig (nur) ausgeschlossen, wer die satzungsgemäßen 
Mindestvoraussetzungen für die Gewährung von 
Altersrente im potentiellen Beitrittszeitpunkt ab-
sehbar – nicht wird erfüllen können. Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte, die bei Inkrafttreten 
der neuen Regelung am 31. Dezember 2018 be-
reits zur Anwaltschaft zugelassen sind, jedoch erst 
infolge der Aufhebung der Altersgrenze Pflichtmit-
glied im RVN werden, haben die Möglichkeit, bei 
dem RVN eine Befreiung zu beantragen. Das Nähe-
re regelt die Satzung des RVN.

•	 		Die	Ehrenamtlichkeit	der	Tätigkeit	der	Organe	des	
RVN wird gesetzlich geregelt.

•	 		Die	 Regelung	 zur	 gesetzlichen	 gerichtlichen	 und	
außergerichtlichen Vertretung des RVN wurde 
geändert. Der Vizepräsident des RVN kann dieses 
nunmehr nicht nur im Falle der Verhinderung des 
Präsidenten, sondern „gleichrangig“ neben diesem 
vertreten.

Das Änderungsgesetz wurde im Nds. GVBl. vom 21. 
Dezember 2018 verkündet (S. 305). Die Aufhebung 
der Altersgrenze tritt am 31. Dezember 2018 in Kraft; 
die übrigen Regelungen wurden wirksam am Tage nach 
ihrer Verkündung.
 Die mit der Aufhebung der Altersgrenze einhergehen-
den Änderungen der Satzung des RVN wurden veröf-
fentlicht in der Nds. Rpfl. Nr. 12/2018, S. 350.

Gesetz über das Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen 
Änderungsgesetz vom 11. Dezember 2018  

 
 

Niedersächsisches
Justizministerium

Nds. GVBl. Nr. 18/2018 vom 21. Dezember 2018 
Berlin, 02.01.2019   /   Munk
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Jahr Landgerichtsbezirk Amtsgericht Anzahl 
Stellen

Anzahl 
Bewerber

Anzahl 
Besetzungen

Anzahl 
Rücknahmen

2015

Braunschweig

Braunschweig 4 6 4 –

Bad Gandersheim – – – –

Clausthal-Zellerfeld – – – –

Goslar 1 – – 1

Helmstedt 2 – – 2

Salzgitter 4 – – 4

Seesen 1 1 1 –

Wolfenbüttel 1 – – 1

Wolfsburg 2 2 2 –

Göttingen

Duderstadt 1 – – 1

Einbeck 3 2 2 1

Göttingen 2 5 2 –

Hann.Münden – – – –

Herzberg 1 – – 1

Northeim 1 3 1 –

Osterode 1 1 1 –

Summen 24 20 13 11

2016

Braunschweig

Braunschweig 5 5 5 –

Bad Gandersheim – – – –

Clausthal-Zellerfeld – – – –

Goslar 1 – – 1

Helmstedt 3 1 1 2

Salzgitter 4 – – 4

Seesen – – – –

Wolfenbüttel 1 – – 1

Wolfsburg 1 1 1 –

Göttingen

Duderstadt 1 – – 1

Einbeck 1 – – 1

Göttingen 5 5 5 –

Hann.Münden – – – –

Herzberg 1 1 1 –

Northeim – – – –

Osterode – – – –

Summen 23 13 13 10

Ausgeschriebene Notarstellen und Besetzungen 
im Bezirk des Oberlandesgerichts Braunschweig

RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Ausschreibungsjahr 2015 / 2016
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Jahr Landgerichtsbezirk Amtsgericht Anzahl 
Stellen

Anzahl 
Bewerber

Anzahl 
Besetzungen

Anzahl 
Rücknahmen

2017

Braunschweig

Braunschweig 6 k. A. – –

Bad Gandersheim – – – –

Clausthal-Zellerfeld – – – –

Goslar 2 1 1 1

Helmstedt 2 – – 2

Salzgitter 5 – – 5

Seesen – – – –

Wolfenbüttel 1 – – 1

Wolfsburg 1 – – 1

Göttingen

Duderstadt 1 – – 1

Einbeck – – – –

Göttingen – – – –

Hann.Münden 1 1 1 –

Herzberg – – – –

Northeim 1 3 1 1

Osterode – – – –

Summen 20 5 3 12

2018

Braunschweig

Braunschweig 9 – – –

Bad Gandersheim – – – –

Clausthal-Zellerfeld – – – –

Goslar 3 – – –

Helmstedt 2 – – –

Salzgitter 5 – – –

Seesen – – – –

Wolfenbüttel 1 – – –

Wolfsburg 1 – – –

Göttingen

Duderstadt 1 – – –

Einbeck – – – –

Göttingen 3 – – –

Hann.Münden 1 – – –

Herzberg – – – –

Northeim – – – –

Osterode – – – –

Summen 26 0 0 0

RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Ausgeschriebene Notarstellen und Besetzungen 
im Bezirk des Oberlandesgerichts Braunschweig

Ausschreibungsjahr 2017 / 2018
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RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Amtsgericht
Bedarf  

01.01.2018

IST  
01.01.018 

inkl. Ernen-
nungen

zum  
31.10.2018 

ausge- 
schrieben

voraus. 
Abgänge 

2018  
gesamt

Altersabgänge

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026
Abgänge  

insges. bis 
einschl. 2026

in Prozent 
zum IST 

01.01.2018

Braunschweig 57 48 – 3 2 4 – 3 1 5 2 – 20 - 41,7 %

Bad Gandersheim 1 1 9 – – 1 – – – – – – 1 - 100,0 %

Clausthal-Zellerf. 2 2 – – – – 1 – – 1 – – 2 - 100,0 %

Goslar 15 12 3 1 – 1 1 – 1 2 2 1 9 -  75,0 %

Helmstedt 14 12 2 2 – 1 – – – 1 1 – 5 - 41,7

Salzgitter 12 7 5 – – – – – – 1 – 2 3 - 42,9 %

Seesen 4 4 – 1 – – – – – 1 – – 2 - 50,0 %

Wolfenbüttel 15 14 1 – 2 – – 1 – 1 – 1 5 - 35,7 %

Wolfsburg 25 23 2 – 1 1 1 1 2 1 1 4 12 -52,2 %

Duderstadt 7 6 1 1 1 – 1 – – 2 – – 5 - 83,3 %

Einbeck 6 6 – 2 – 1 – – – – 1 – 4 - 66,7 %

Göttingen 31 28 3 4 1 2 2 5 1 – – – 15 -53,6 %

Hann.Münden 6 6 1 1 3 – – – – – – – 4 - 66,7 %

Herzberg 8 8 – – 1 – 1 – – 2 – 1 5 -62,5 %

Northeim 12 12 – 4 – 1 2 1 1 1 – – 10 - 83,3 %

Osterode 5 5 – – – 1 1 – 1 – 1 – 4 - 80,0 %

220 194 27 19 11 13 10 11 7 18 8 9 106 - 54,6 %
 

Übersicht über die frei werdenden Notarstellen 
im Bezirk des Oberlandesgerichts Braunschweig

Stand 04.10.2018
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STAR-Bericht 2018 für das Wirtschaftsjahr 2016 

Berlin, 04.10.2018   /   RA Jennifer Witte

Der erneut von der BRAK in Auftrag gegebene Bericht 

STAR 2018 (Statistisches Berichtssystem für Rechtsan-

wälte) für das Wirtschaftsjahr 2016 liegt nunmehr vor. Es 

ist der 17. Bericht des Instituts für Freie Berufe (IFB) zu 

den empirischen Erhebungen zur beruflichen und wirt-

schaftlichen Lage und Entwicklung der deutschen Anwalt-

schaft. Die erste Erhebung dieser Art fand im Jahr 1993 

statt, die letzte im Jahr 2015/16 für das Wirtschaftsjahr 

2013. Die aktuelle STAR-Erhebung wurde von insgesamt 

21 Rechtsanwaltskammern unterstützt.

Zusammenfassend darf ich Ihnen die Ergebnisse des 

STAR-Berichts 2018 wie folgt darstellen:

I.  Repräsentativität

Die Rücklaufquote liegt bei 31,06 % und damit über der 

aus dem Jahr 2013 (30 %). Die Repräsentativität der Da-

ten ist aufgrund der Struktur und Verteilung relevanter 

Merkmale wie Geschlecht, Alter, Spezialisierung etc. ge-

währleistet.

II.  Sozialstruktur und Berufsausübung

a.   Das Durchschnittsalter der befragten Berufsträger be-

trägt bundesweit 50,0 Jahre; das der westdeutschen 

Befragten liegt mit 50,3 Jahren geringfügig über dem 

der ostdeutschen mit 49,0 Jahren.

b.   Die durchschnittliche Berufsdauer der befragten An-

wälte beträgt 19,3 Jahre. Zwischen Anwälten und 

Anwältinnen unterscheidet sich die bisherige Dauer 

der Berufstätigkeit deutlich: Männer sind bereits 20,8 

Jahre berufstätig, Frauen hingegen 16,8 Jahre.

c.   Hinsichtlich der beruflichen Stellung sind die Anwältin-

nen mit 39,7 % im Vergleich zu ihren männlichen Kolle-

gen (46,4 %) seltener selbstständig, dafür häufiger als 

angestellte Anwältinnen (18,0 %; Männer: 10,9 %) und 

Syndizi (weiblich: 18,2 %; männlich 15,8 %) tätig.

d.   Hinsichtlich der Spezialisierung ist der höchste Anteil 

mit 43,2 % spezialisiert, trägt aber keinen Fachanwalts-

titel (Fachanwalt 20,0 %; spezialisiert und Fachanwalt 

12,9 %; weder spezialisiert, noch Fachanwalt 24,0 %).

e.   Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit beträgt bei 

den befragten Berufsträgern insgesamt 42,3 Stunden; 

bei Anwälten 44,7 Stunden und bei Anwältinnen 38,4 

Stunden..

f.   Die Anzahl der durchschnittlichen Urlaubstage weicht 

in Abhängigkeit der beruflichen Stellung deutlich 

voneinander ab. Syndikusrechtsanwälte haben so-

wohl in West als auch in Ost die meisten Urlaubstage 

(26,8/24,7 Tage), Selbständige (19,6/19,4 Tage) und 

freie Mitarbeiter (21,3/17,2 Tage) die wenigsten. An-

gestellte Anwälte haben durchschnittlich im Westen 

22,1 und im Osten 22,7 Urlaubstage.

 

g.   Hinsichtlich der Kanzleiform sind insgesamt 54,6 % 

der befragten Anwälte in Einzelkanzleien tätig (West: 

52,3 %; Ost: 62,2 %). In Bürogemeinschaften sind ins-

gesamt 13,4 % der Anwälte tätig (West 14 %; Ost 11,6 

%). In lokalen Sozietäten sind 24,2 % der Berufsträger 

tätig (West 26,1 %; Ost 17,5 %); in überörtlichen Sozi-

etäten arbeiten 7,8 % (West 7,6 %; Ost 8,7 %). ⏵
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III. Personenbezogene Daten zur wirtschaftlichen Situation der selbständigen Vollzeit-Anwälte in Sozietäten

a.   Der durchschnittliche persönliche Honorarumsatz 1 

aus selbständiger Tätigkeit in Sozietäten lag bei Voll-

zeit-Anwälten 2 im Jahr 2016 im gesamten Bundes-

gebiet bei 244.000 Euro; davon bei Anwälten bei 

259.000 Euro, bei Anwältinnen bei 175.000 Euro.

  Im Westen lag der durchschnittliche persönliche Hono-

rarumsatz bei Anwälten bei 276.000 Euro, bei Anwältin-

nen bei 202.000 Euro; insgesamt bei 264.000 Euro. 

  Im Osten lag dieser insgesamt bei 176.000 Euro, bei 

Anwälten bei 196.000 Euro, bei Anwältinnen bei 

120.000 Euro.

  Der durchschnittliche persönliche Honorarumsatz aus 

selbständiger Tätigkeit in Sozietäten gemessen am Alter 

lag im gesamten Bundesgebiet bei 244.000 Euro, bei 

unter 40-Jährigen bei 170.000 Euro, bei 40 bis unter 

50-Jährigen bei 259.000 Euro und bei 50 bis unter 

65-Jährigen bei 236.000 Euro.

  Anwaltsnotare hatten im Durchschnitt einen höheren 

Honorarumsatz (382.000 Euro) als überwiegend selb-

ständige Rechtsanwälte (223.000 Euro).

  Der persönliche Honorarumsatz bei Anwälten, die so-

wohl spezialisiert sind, als auch einen Fachanwaltstitel 

tragen, liegt bundesweit bei 258.000 Euro. Diejeni-

gen, die nur einen Fachanwaltstitel tragen, verdienten 

239.000 Euro und nur spezialisierte Anwälte 264.000 

Euro. Anwälte ohne Spezialisierung erzielten einen Ho-

norarumsatz von 144.000 Euro.

b.   Der durchschnittliche persönliche Überschuss 3 aus selb-

ständiger Tätigkeit in Sozietäten lag im gesamten Bun-

desgebiet 2016 bei 134.000 Euro, bei Anwälten bei 

145.000 Euro und bei Anwältinnen bei 88.000 Euro.

1  Der persönliche Honorarumsatz gibt die Einnahmen des Anwalts vor Abzug  
 der Kosten an. Nicht enthalten sind Mehrwertsteuer, vereinbarte Umsatz 
 steuer oder Anderkonten.

2  Arbeitszeit von mind. 40 Stunden/Woche 

3 Der persönliche Überschuss bezeichnet die Einnahmen nach Abzug  
 der entstandenen Kosten.

  Im Westen betrug der persönliche Überschuss bei in 

Sozietäten tätigen Anwälten 153.000 Euro, bei An-

wältinnen 88.000 Euro, gesamt 142.000 Euro. Im Os-

ten lag der persönliche Überschuss bei Anwälten bei 

117.000 Euro, bei Anwältinnen bei 88.000 Euro, ins-

gesamt bei 109.000 Euro.

  Gemessen am Alter erzielten bundesweit die 50- bis 

65-jährigen Anwälte einen höheren persönlichen 

Überschuss als die Gruppen der 40 bis unter 50 

und bis unter 40-Jährigen (145.000 Euro/119.000 

Euro/107.000 Euro).

  Der durchschnittliche persönliche Überschuss bei 

selbständiger Tätigkeit in Sozietäten lag bei überwie-

gend als Anwaltsnotare tätigen Anwälte deutlich höher 

(192.000 Euro) als der von den überwiegend selbstän-

digen Anwälten (128.000 Euro).

  Der bundesweite durchschnittliche persönliche Über-

schuss nach Spezialisierung lag bei Anwälten mit Spe-

zialisierung und Fachanwaltstitel bei 131.000 Euro. 

Fachanwälte erzielten einen persönlichen Überschuss 

von 130.000 Euro, spezialisierte Anwälte einen von 

157.000 Euro und Anwälte ohne Spezialisierung einen 

von 87.000 Euro.

c.   Der durchschnittliche persönliche Überschuss pro Stun-

de 4 aus selbständiger Tätigkeit in Sozietäten lag bei 

Vollzeit-Anwälten im Bundesgebiet im Jahr 2016 bei 

50 Euro (Anwälte 54 Euro, Anwältinnen 36 Euro).

  Im Westen erzielten Anwälte aus selbständiger Tätig-

keit in Sozietäten pro Stunde 56 Euro, Anwältinnen 

39 Euro, gesamt 53 Euro. Im Osten hingegen lag der 

persönliche Überschuss pro Stunde bei insgesamt 41 

Euro, bei Anwälten bei 45 Euro und bei Anwältinnen 

bei 29 Euro. ⏵

4 Der persönliche Überschuss pro Stunde berechnet sich wie folgt:  
 Persönlicher Überschuss / Stunde = persönlicher Jahresüberschuss /   
 Jahresarbeitszeit. Dabei wird die Jahresarbeitszeit in Arbeitsstunden   
 ermittelt durch: Jahresarbeitszeit = (52 – Urlaubstage / 5) * Arbeitszeit 
 pro Woche
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  Gemessen am Alter verzeichnen bundesweit die 50 bis 

65-jährigen Anwälte in Sozietäten den höchsten per-

sönlichen Überschuss pro Stunde mit 54 Euro (40 bis 

unter 50-Jährige: 49 Euro; unter 40-Jährige 30 Euro; 

im gesamten Bundesgebiet 50 Euro).

   Bei überwiegend als Anwaltsnotare tätigen Anwälten 

lag der durchschnittliche persönliche Überschuss im 

Westen pro Stunde bei 69 Euro, bei überwiegend selb-

ständigen Anwälten bei 52 Euro. Je spezialisierter die 

Anwälte, desto höher war der durchschnittliche per-

sönliche Überschuss pro Stunde. Bundesweit betrug 

der persönliche Überschuss pro Stunde bei Anwälten 

mit Spezialisierung und Fachanwaltstitel 51 Euro, bei 

Fachanwälten 52 Euro, bei nur spezialisierten Anwälten 

54 Euro und bei nicht spezialisierten Anwälten bei 31 

Euro.

IV.  Kanzleibezogene Daten zur wirtschaftlichen Situation der selbständigen Rechtsanwälte

a.   Der durchschnittliche Umsatz aller Rechtsanwaltskanz-

leien im Bundesgebiet im Wirtschaftsjahr 2016 betrug 

582.000 Euro. Im Westen war der durchschnittliche 

Umsatz von Kanzleien mehr als doppelt so hoch wie 

im Osten (673.000 Euro/308.000 Euro).

  Bundesweit erzielten Einzelkanzleien ohne Bürogemein-

schaft einen durchschnittlichen Umsatz von 172.000 

Euro und Bürogemeinschaften von 141.000 Euro. Lokale 

Sozietäten konnten einen Umsatz in Höhe von 885.000 

Euro verzeichnen, überregionale bzw. international auf-

gestellte Sozietäten von 12.897 Euro.

b.   Dabei konnten die Rechtsanwaltskanzleien insgesamt 

92,2 % des Umsatzes aus anwaltlicher Tätigkeit gene-

rieren (davon 79,0 % aus gesetzlichen Gebühren und 

21,0 % aus Vergütungsvereinbarungen), 2,9 % aus no-

tarieller Tätigkeit und 4,9 % aus sonstiger Tätigkeit. In 

Einzelkanzleien setzte sich der Umsatz aus 93,4 % an-

waltlicher Tätigkeit, 1,9 % notarieller Tätigkeit und 4,7 % 

sonstiger Tätigkeit zusammen. Sozietäten verzeichne-

ten einen Umsatz zu 90,2 % aus anwaltlicher Tätigkeit, 

4,6 % aus notarieller Tätigkeit und 5,2 % aus sonstiger 

Tätigkeit. Dabei erzielten Sozietäten einen Umsatz zu 

25,0 % aus Vergütungsvereinbarungen, Einzelkanzlei-

en hingegen nur zu 19,0 %.

c.   Die durchschnittlichen Personalkosten von Einzelkanzlei-

en betrugen gemessen am Umsatz insgesamt 17,0 %.

  Die Sach- und Betriebskostenanteile in Einzelkanzleien 

waren mit 38,0 % (Westen: 36,0 %; Osten: 42,0 %) 

deutlich höher als in Sozietäten mit 25,0 % (Westen: 

24,0 %; Osten: 27,0 %).

  Der durchschnittliche Investitionsaufwand von Ein-

zelkanzleien betrug im Wirtschaftsjahr 2016 durch-

schnittlich 10.000 Euro, von Sozietäten 43.000 Euro. 

Westdeutsche Einzelkanzleien bzw. Sozietäten in-

vestierten durchschnittlich höhere Beträge als ost-

deutsche (West: Einzelkanzlei 11.000 Euro, Sozietät 

45.000 Euro; Ost: Einzelkanzlei 9.000 Euro, Sozietät 

38.000 Euro).

d.   Bundesweit wurde in Einzelkanzleien ein Kanzleiüber-

schuss von 73.000 Euro generiert (West 80.000 Euro; 

Ost 55.000 Euro). In Sozietäten wurde ein Überschuss 

von insgesamt 627.000 Euro erwirtschaftet (West 

695.000 Euro; Ost 415.000 Euro).

e.   In Abhängigkeit von der Kanzleiform wurden in Ein-

zelkanzleien ohne Bürogemeinschaft insgesamt 211, 

in Bürogemeinschaften 209, in lokalen Sozietäten 821 

und in überregionalen bzw. internationalen Sozietäten 

insgesamt 1.489 Mandate bearbeitet.

  Der Anteil der bearbeiteten Mandate mit Beratungshil-

fe ist in Sozietäten kleiner als in Einzelkanzleien (9/13); 

der Anteil mit Prozess /Verfahrenskostenhilfe ist in So-

zietäten ebenfalls geringer als der in Einzelkanzleien 

(13/20).

  In Sozietäten werden sowohl mehr außergerichtliche 

als auch gerichtliche Mandate bearbeitet als in Einzel-

kanzleien. So wurden insgesamt in Sozietäten 460 

außergerichtliche und 270 gerichtliche Mandate, in 

Einzelkanzleien 126 außergerichtliche und 74 gericht-

liche Mandate durchschnittlich bearbeitet. ⏵



Mitteilungen
 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1 ❘ 2019 20

V.   Situation der angestellten Anwälte, freien Mitarbeiter und Syndizi

a.   Das durchschnittliche Bruttoeinkommen der angestell-

ten Anwälte im Wirtschaftsjahr 2016 betrug bundes-

weit 67.000 Euro (Einzelkanzleien: 45.000 Euro, Sozi-

etäten: 71.000 Euro).

  Große Unterschiede zwischen West- und Ostdeutsch-

land zeigten sich im Hinblick auf die Bruttogehälter in 

Sozietäten (West: 79.000 Euro, Ost: 40.000 Euro); in 

Einzelkanzleien verdienten angestellte Anwälte im Wes-

ten brutto 55.000 Euro und im Osten 31.000 Euro.

  Gemessen an der Wochenarbeitszeit belief sich das 

durchschnittliche Bruttoeinkommen von angestellten 

Anwälten insgesamt auf 68.000 Euro. Bei einer Wo-

chenarbeitszeit von 40 bis 49 Stunden pro Woche 

erhielten sie ein Bruttoeinkommen von 48.000 Euro, 

bei 50 bis 59 Stunden pro Woche 80.000 Euro und bei 

über 59 Stunden pro Woche 116.000 Euro.

 

b.   Das Bruttoeinkommen der als freien Mitarbeiter tätigen 

Anwälte betrug im gesamten Bundesgebiet 50.000 

Euro, im Westen 54.000 Euro und im Osten 37.000 

Euro. Gemessen an der Kanzleiform betrug das durch-

schnittliche Jahreshonorar eines freien Mitarbeiters 

50.000 Euro, in Einzelkanzleien 42.000 Euro und in 

Sozietäten 53.000 Euro.

c.   Das durchschnittliche Bruttoeinkommen der Syndizi 

belief sich im Westen auf 93.000 Euro und im Os-

ten auf 76.000 Euro. Männliche Syndizi verdienten 

mit 103.000 Euro wesentlich mehr als weibliche mit 

67.000 Euro. Gemessen an der Wochenarbeitszeit 

verdienten Syndizi, die 40 bis 49 Stunden pro Woche 

arbeiteten, 81.000 Euro, bei einer 50 bis 59 Stunden-

woche 111.000 Euro und bei über 59 Stundenwoche 

142.000 Euro.

d.   Insgesamt erhielten 59,8 % der Anwälte freiwillige 

betriebliche Leistungen (West 60,1 %; Ost 57,7 %). Am 

häufigsten wurden im Bereich der erhaltenen Leistun-

gen ein 13. Gehalt bzw. Urlaubsgeld, der Geschäftswa-

gen und die betrieblichen Altersvorsorge genannt.

Insgesamt sind 65,2 % (West 65,6 % und Ost 63,1 %) 

der Anwälte aber auch Kosten entstanden, die nicht vom 

Arbeitgeber übernommen wurden. Hierbei wurden v. a. 

anfallende Kosten für Arbeitszimmer, Fortbildungskos-

ten und Pauschalkosten genannt.

e.   Im Vergleich erhielten vollzeittätige angestellte Rechts-

anwälte ein durchschnittliches Bruttoeinkommen in 

Höhe von 67.000 Euro, teilzeittätige angestellte 

Rechtsanwälte von 29.000 Euro. Das durchschnittli-

che Bruttoeinkommen von in Vollzeit angestellten tä-

tigen Rechtsanwälten ist dabei im Westen mit 76.000 

Euro höher als im Osten mit 37.000 Euro. In Teilzeit 

angestellt tätige Rechtsanwälte verdienten im Westen 

29.000 Euro und im Osten 28.000 Euro im Durch-

schnitt.

VI.   Vergütungsformen

a.   Der durchschnittliche Anteil der Abrechnungen über 

Stundenhonorare lag insgesamt bei 33,0 %. Dabei rech-

neten männliche Anwälte mit 34,0 % einen höheren 

Anteil über Stundenhonorare ab als ihre weiblichen 

Kolleginnen mit 30,0 %.

  Der durchschnittliche Anteil der Abrechnungen über 

Pauschalvereinbarungen lag bundesweit bei 17,0 %; 

17,0 % der Anwälte rechneten über Pauschalvereinba-

rungen ab sowie 16,0 % der Anwältinnen.

  Ferner lag der durchschnittliche Anteil der Abrech-

nungen mittels Vereinbarung des Gegenstandswertes 

bundesweit bei 27,0 %; 26,0 % der Anwälte rechneten 

nur mittels Vereinbarung des Gegenstandswertes ab, 

hingegen aber 31,0 % der Anwältinnen. Insgesamt er-

folgte zu 52,0 % die Abrechnung über andere Verfahren 

(Männer 51,0 %, Frauen 56,0 %). Eine Kombination von 

Vergütungsformen innerhalb eines Mandats nutzen 

90,1 % der Anwälte, davon Männer mit 90,2 % und 

Frauen mit 89,9 %. ⏵
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b.   Die durchschnittlich niedrigsten Stundensätze bei Ab-

rechnung von Zeithonoraren lagen im Jahr 2016 im 

gesamten Bundesgebiet bei 154 Euro (Westen: 163 

Euro; Osten 124 Euro). Anwälte berechneten bun-

desweit durchschnittlich 158 Euro, Anwältinnen 140 

Euro. Die durchschnittlichen Regelstundensätze lagen 

bundesweit bei 197 Euro. Dabei lag der Regelstun-

densatz im Westen bei 208 Euro, im Osten bei 161 

Euro. Anwälte berechneten 201 Euro, Anwältinnen 

184 Euro.

  Die durchschnittlich höchsten Stundensätze lagen bei 

242 Euro (Anwälte: 248 Euro, Anwältinnen 223 Euro). 

Im Westen lag der höchste Stundensatz bei 255 Euro, 

im Osten bei 201 Euro.

VII.   Verfahren vor dem Güterichter

  Insgesamt wurden 2,0 % der Verfahren an den Güte-

richter verwiesenen, im Westen 1,8 % und im Osten 2,4 

%. Gemessen an der Ortsgröße steigt der Anteil an den 

Güterichter verwiesenen Verfahren mit der Ortsgröße 

(Land/Kleinstadt 1,4 %, Mittelstadt 2,1 % und Groß-

stadt 3,1 %). Bei Großstädten ab 500.000 Einwohnern 

nimmt der Anteil mit 1,3 % wieder ab.

  Die Verhandlungstermine dauern bundesweit zu 

65,3 % bis zu 3 Stunden, zu 24,7 % 3 bis 4 Stunden, 

zu 7,1 % 4 bis 5 Stunden sowie zu 2,8 % mehr als 

5 Stunden. Die Verfahrensdauer beträgt durchschnitt-

lich insgesamt zu 43,8 % bis zu 3 Monate, zu 42,3 %  

3 bis 6 Monate, zu 11,3 % 6 bis 12 Monate und zu 

2,6 % über 12 Monate. Die erfolgreiche Beilegung der 

an den Güterichter verwiesenen Konflikte ist in den 

Land/Kleinstädten mit 46,7 % größer als in den Groß-

städten mit über 500.000 Einwohnern mit 39,2 %.

  Ferner nimmt die erfolgreiche Beilegung von Kon-

flikten vor dem Güterichter gemessen am Alter des 

Anwalts zu. Bei bis unter 35-Jährigen erfolgte eine 

erfolgreiche Beilegung in 32,6 %, bei 35 bis unter 

45-Jährigen in 44,2 %, bei 45 bis unter 55-Jährigen 

bei 44,9 % sowie bei 55 bis unter 65-Jähringen bei 

52,8 % der Fälle.

VIII.  Tätigkeit im Rahmen der außergerichtlichen Streitbeilegung

  Im gesamten Bundesgebiet üben 4,2 % der Anwälte 

eine zusätzliche Tätigkeit als Mediator aus (Westen: 4,1 

%; Osten: 4,4 %). Dabei gehen Anwältinnen mit 6,5 % 

öfter einer zusätzlichen Tätigkeit als Mediator nach als 

ihre männlichen Kollegen mit 2,9 %. Der Anteil der-

jenigen, die einer zusätzlichen Tätigkeit als Mediator 

nachgehen, nimmt mit dem Alter zu und ab 65 Jahren 

wieder ab. So sind 2,5 % der bis unter 40-Jährigen 

zusätzlich als Mediator tätig, 3,8 % der 40 bis unter 

50-Jährigen, 5,4 % der 50 bis unter 65-Jährigen und 

nur 2,9 % der über 65-Jährigen.

  Gemessen an der Ortsgröße des Kanzleisitzes gehen mit 

5,4 % die in Großstädten bis 0,5 Mio. Einwohner täti-

gen Anwälte am häufigsten einer zusätzlichen Tätigkeit 

als Mediator nach.

  Eine zusätzlichen Tätigkeit als Schiedsrichter üben im 

gesamten Bundesgebiet 1,2 % der Anwälte aus (Wes-

ten: 1,2 %; Osten: 1,5 %). Dabei gehen Männer mit 1,7 

% öfter einer zusätzlichen Tätigkeit als Schiedsrichter 

nach als ihre weiblichen Kolleginnen mit 0,5 %.

  Ferner gehen 3,0 % der Anwälte einer zusätzlichen an-

deren Tätigkeit im Recht der außergerichtlichen Streit-

beilegung nach (Westen: 3,1 %, Osten: 2,7 %; Anwälte: 

3,0 %, Anwältinnen 3,1 %).

 

  Insgesamt rechneten im Bereich der außergerichtli-

chen Streitbeilegung 58,0 % der Anwälte nach Stun-

denhonorar ab, 17,0 % nach Pauschalhonorar und 25,0 

% wählten andere Vergütungsformen. ⏵
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IX. Legal Tech

a.   Bundesweit nutzen 51,5 % der befragten Anwältinnen 

und 52,7 % der befragten Anwälte Legal Tech. Die über 

65-Jährigen nutzen mit 44,2 % Legal Tech Anwendun-

gen weniger als ihren jüngeren Kollegen (bis unter 

40-Jährige: 53,2 %, 40 bis unter 50-Jährige: 50,1 %, 

50 bis unter 65-Jährige: 54,0 %).

  Darüber hinaus nutzen 46,8 % der selbständig in Ein-

zelkanzleien tätigen Anwälte Legal Tech, 36,6 % der 

Syndikus-Anwälte, 66,4 % der selbständig in Sozietä-

ten tätigen Anwälte und 63,6 % der angestellten bzw. 

freien Mitarbeiter. Im Osten Deutschlands wird Legal 

Tech mit 58,6 % häufiger als im Westen mit 50,3 % an-

gewendet. Am meisten werden juristische Recherche-

tools (74,6 %) genutzt, gefolgt von der Kanzleiwebsite 

(69,9 %) und der Kanzleimanagement-Software (66,0 

%). Eine Spracherkennungs-Software nutzen 45,3 % 

der befragten Anwälte.

b.    Anwälte geben häufiger an, Investitionen in Legal Tech 

im Jahr 2016 getätigt und für das Jahr 2017 geplant zu 

haben als Anwältinnen. Im Westen sind Investitionen 

in Legal Tech weniger im Jahr 2016 getätigt und für 

das Jahr 2017 geplant als im Osten (Westen: 11,5 %,  

Osten: 14,2 %). Darüber hinaus wurden Investitionen 

im Jahr 2016 in Sozietäten häufiger getätigt und für 

das Jahr 2017 geplant als in Einzelkanzleien (21,8 %/ 

11,1 %).

c.   Anwälte gaben mit 44,4 % häufiger als Anwältinnen 

(40,0 %) an, dass Legal Tech einen Einfluss auf ihre wirt-

schaftliche Lage und Entwicklung besitzt. Dabei gaben 

19,2 % der Anwälte an, dass Legal Tech hingegen keinen 

Einfluss habe, 36,4 % haben sich damit noch nicht be-

schäftigt; hingegen gaben 16,0 % der Anwältinnen an, 

dass Legal Tech keinen Einfluss auf ihre wirtschaftliche 

Lage und Entwicklung hat, 44 % gaben an, sich bisher 

nicht damit beschäftigt zu haben. Gemessen am Alter 

schätzen ältere Anwälte den Einfluss geringer ein als 

jüngere.

 

  Anwälte in Sozietäten bewerten im Vergleich zu An-

wälten in Einzelkanzleien den Einfluss von Legal Tech 

auf die wirtschaftliche Lage und Entwicklung häufiger 

als gegeben (56,3 %/38,4 %).

  Männliche Befragte stimmen der Aussage, dass Legal 

Tech Teile der Geschäftsfelder entfallen lasse, mit 28,1 

% häufiger zu als weibliche Befragte mit 19,5 %. 92,3 % 

der Anwälte und 94,5 % der Anwältinnen halten Legal 

Tech für unterstützend, zeit- und kostensparend. 82,1 

% der Anwälte und 80,1 % der Anwältinnen gaben an, 

dass Legal Tech ihren Geschäftsalltag verändere. Le-

diglich 6,9 % der Anwälte und 5,3 % der Anwältinnen 

halten Legal Tech für existenzbedrohend.

X.   Meinungs- und Stimmungsbild 2016

a.   Bei der Einschätzung der beruflichen und wirtschaftli-

chen Lage für das Wirtschaftsjahr 2016 gaben 15,2 % 

der befragten Anwälte im Westen und 12,9 % im Os-

ten an, dass das Jahr 2016 beruflich und wirtschaft-

lich gesehen erfolgreicher als erwartet war. 69,9 % im 

Westen und 66,4 % im Osten gaben an, dass das Jahr 

2016 etwa wie erwartet verlief, 14,9 % der befragten 

Anwälte im Westen und 20,7 % derjenigen im Osten 

gaben an, dass das Jahr 2016 weniger erfolgreich als 

erwartet verlaufen sei.

b.   Im Übrigen gaben etwa 60,0 % der befragten Anwälte 

an, mit ihrem Beruf zufrieden zu sein. Weitere 23,5 % 

gaben an, eher zufrieden zu sein und 16,6 % sind mit 

ihrem Beruf als Rechtsanwalt nicht zufrieden. Dabei 

geben männliche Befragte häufiger an, zufrieden mit 

ihrem Beruf zu sein als weibliche Befragte. Im Osten 

sind die befragten Anwälte tendenziell unzufriedener 

mit ihrem Beruf als im Westen. Die Zufriedenheit mit 

dem Beruf wird bei über 65-jährigen Befragten besser 

beurteilt als bei jüngeren Befragten.
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Berlin, 28. Dezember 2018 
   
 
Pressemitteilung 
 
Prof. Dr. Ewer: „Stabile Wirtschaftslage und gute Perspektiven“ 
 
Das Institut für Freie Berufe (IFB) hat für den Bundesverband der Freien Berufe e. V. (BFB) im vierten 
Quartal eine repräsentative Umfrage unter knapp 500 Freiberuflern zur Einschätzung ihrer aktuellen 
wirtschaftlichen Lage, der kurzfristigen Geschäftsentwicklung, ihrer Personalplanung, 
Kapazitätsauslastung und zum Spezialthema „Mitarbeiterbindung und Nachwuchsgewinnung“ 
durchgeführt. Hierzu erklärt BFB‐Präsident Prof. Dr. Wolfgang Ewer: 
 
„Die Freien Berufe liegen weiterhin gut im Markt. Mit ihrer aktuellen Lage sind neun von zehn der 
Befragten durchaus zufrieden. Ebenso viele rechnen nicht damit, dass die Stimmung kurzfristig kippt. 
Das zeigt Wirkung: 16 Prozent der Freiberufler wollen binnen der beiden kommenden Jahre mehr 
Mitarbeiter einstellen. Wenn sie diese denn finden. Schließlich arbeitet fast ein Drittel schon über 
Volllast und führt das auch auf fehlende Fachkräfte zurück. 
 
Diesen Befund spiegelt auch der Sonderteil der Umfrage zum Finden und Binden von Mitarbeitern 
wider. Bei den Freien Berufen steht neben einer intensivierten Suche nach geeigneten neuen 
Mitarbeitern ebenfalls oben auf der Agenda, diejenigen zu halten, die bereits bei ihnen arbeiten. So 
sind etwa flexible Arbeitszeitmodelle sowie Fort‐ und Weiterbildungsmöglichkeiten überwiegend 
gelebte Praxis. 
 
Beim Werben um neue Mitarbeiter können Freie Berufe als verlässliche Arbeitgeber punkten: Eine 
aktuelle Untersuchung des Instituts für Freie Berufe zeigt, dass Freiberufler mit mindestens einem 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bestandsfester sind als Unternehmen der übrigen 
Wirtschaft.“ 
 
Ergebnisse der BFB‐Konjunkturumfrage im Einzelnen:  
 
Aktuelle Geschäftslage 
Mit ihrer aktuellen Geschäftslage sind die befragten Freiberufler durchaus zufrieden: 47,7 Prozent 
aller Befragten schätzen ihre Situation als gut, 39,4 Prozent als befriedigend und lediglich 12,9 
Prozent als schlecht ein. Die Stimmung hat sich im Vergleich zum Vorjahr leicht verbessert: Im Winter 
2017 beurteilten 48,6 Prozent der Befragten ihre Geschäftslage als gut, 34,8 Prozent als befriedigend 
und 16,6 Prozent als schlecht. 
 
Bei allen vier Freiberufler‐Gruppen ist das aktuelle Klima mehrheitlich günstig: Die Freiberufler im 
technisch‐naturwissenschaftlichen Bereich sind am zufriedensten, verhaltener sind die freien 
Kulturberufe, die rechts‐, steuer‐ und wirtschaftsberatenden Freiberufler und die freien Heilberufe. 
 
Sechs‐Monats‐Prognose 
Auch im kurzfristigen Trend sind die befragten Freiberufler zuversichtlich: 12,8 Prozent der Befragten 
rechnen binnen des kommenden halben Jahres mit einer günstigeren, 78,6 Prozent mit einer gleich 
bleibenden und 8,6 Prozent mit einer ungünstigeren Entwicklung. Auch hier ist die Tendenz positiv: 
Im Winter 2017 erwarteten 13,2 Prozent der Befragten einen günstigeren, 72 Prozent einen gleich 
bleibenden und 14,8 Prozent einen ungünstigeren Verlauf. 
 

Berufsverband der Freien Berufe e. V.

Wirtschaftliche Lage der Freien Berufe 

Berlin, 01.02.2019   /   Petra Kleining

Prof. Dr. Ewer: 
„Stabile Wirtschaftslage und gute Perspektiven“  

Das Institut für Freie Berufe (IFB) hat für den Bundesver-

band der Freien Berufe e. V. (BFB) im 4. Quartal eine re-

präsentative Umfrage unter knapp 500 Freiberuflern zur 

Einschätzung ihrer aktuellen wirtschaftlichen Lage, der 

kurzfristigen Geschäftsentwicklung, ihrer Personalpla-

nung, Kapazitätsauslastung und zum Spezialthema „Mitar-

beiterbindung und Nachwuchsgewinnung“ durchgeführt. 

Hierzu erklärt BFB-Präsident Prof. Dr. Wolfgang Ewer:

„Die Freien Berufe liegen weiterhin gut im Markt. Mit ihrer 

aktuellen Lage sind neun von zehn der Befragten durch-

aus zufrieden. Ebenso viele rechnen nicht damit, dass die 

Stimmung kurzfristig kippt. Das zeigt Wirkung: 16 Prozent 

der Freiberufler wollen binnen der beiden kommenden 

Jahre mehr Mitarbeiter einstellen. Wenn sie diese denn 

finden. Schließlich arbeitet fast ein Drittel schon über 

Volllast und führt das auch auf fehlende Fachkräfte zurück. 

Diesen Befund spiegelt auch der Sonderteil der Umfrage 

zum Finden und Binden von Mitarbeitern wider. Bei den 

Freien Berufen steht neben einer intensivierten Suche 

nach geeigneten neuen Mitarbeitern ebenfalls oben auf der 

Agenda, diejenigen zu halten, die bereits bei ihnen arbeiten. 

So sind etwa flexible Arbeitszeitmodelle sowie Fort- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten überwiegend gelebte Praxis. 

Beim Werben um neue Mitarbeiter können Freie Berufe 

als verlässliche Arbeitgeber punkten: Eine aktuelle Unter-

suchung des Instituts für Freie Berufe zeigt, dass Freibe-

rufler mit mindestens einem sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten bestandsfester sind als Unternehmen der 

übrigen Wirtschaft.“

Ergebnisse der BFB-Konjunkturumfrage im Einzelnen 

Aktuelle Geschäftslage
Mit ihrer aktuellen Geschäftslage sind die befragten Frei-

berufler durchaus zufrieden: 47,7 Prozent aller Befragten 

schätzen ihre Situation als gut, 39,4 Prozent als befriedi-

gend und lediglich 12,9 Prozent als schlecht ein. Die Stim-

mung hat sich im Vergleich zum Vorjahr leicht verbessert: 

Im Winter 2017 beurteilten 48,6 Prozent der Befragten 

ihre Geschäftslage als gut, 34,8 Prozent als befriedigend

und 16,6 Prozent als schlecht.

Bei allen vier Freiberufler-Gruppen ist das aktuelle Klima 

mehrheitlich günstig: Die Freiberufler im technisch-natur-

wissenschaftlichen Bereich sind am zufriedensten, verhalte-

ner sind die freien Kulturberufe, die rechts-, steuer- und wirt-

schaftsberatenden Freiberufler und die freien Heilberufe. 

Sechs-Monats-Prognose
Auch im kurzfristigen Trend sind die befragten Freiberuf-

ler zuversichtlich: 12,8 Prozent der Befragten rechnen 

binnen des kommenden halben Jahres mit einer günsti-

geren, 78,6 Prozent mit einer gleich bleibenden und 8,6 

Prozent mit einer ungünstigeren Entwicklung. Auch hier 

ist die Tendenz positiv: Im Winter 2017 erwarteten 13,2 

Prozent der Befragten einen günstigeren, 72 Prozent ei-

nen gleich bleibenden und 14,8 Prozent einen ungünsti-

geren Verlauf.

Alle vier Freiberufler-Gruppen sind größtenteils optimis-

tisch: Die befragten technisch-naturwissenschaftlichen 

Freiberufler sind am erwartungsvollsten, gefolgt von den 

freien Kulturberufen, den rechts-, steuer- und wirtschafts-

beratenden Freiberuflern und den freien Heilberufen, die 

am zurückhaltendsten sind.

 
Personalplanung
In zwei Jahren planen 16 Prozent der Freiberufler, mehr 

Mitarbeiter zu beschäftigen als heute, 71,3 Prozent wollen 

ihren Mitarbeiterstamm beibehalten. Nur 12,7 Prozent 

rechnen mit einem Rückgang. Hier ist der Trend ebenfalls 

positiv: Im Vorjahr rechneten 14,8 Prozent damit mehr, 

68,5 Prozent gleich viele und 16,7 Prozent weniger Mit-

arbeiter zu beschäftigen.

 
Konjunkturbarometer
Die Grundstimmung bei den Freien Berufen ist positiv, 

liegt teils gleichauf mit den Werten der gewerblichen 

Wirtschaft und übertrifft diese zeitweise sogar. ⏵
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Aktuelle Auslastung der Kapazitäten
31,3 Prozent der Befragten geben an, dass ihre Kapazitä-

ten bereits überschritten sind, 43,8 Prozent sind zu mehr 

als 75 bis zu 100 Prozent ausgelastet, 11,9 Prozent zu 

mehr als 50 bis zu 75 Prozent, 8,5 Prozent zu mehr als 

einem Viertel bis zur Hälfte und 4,5 Prozent bis zu einem 

Viertel. Von denjenigen, die bereits überausgelastet sind, 

sind bei knapp zwei Dritteln die Kapazitäten bis zu einem 

Viertel überschritten. Gefragt nach den Gründen, geben 

42,2 Prozent an, dass sie Probleme haben, zusätzliche 

Fachkräfte zu finden. 40,6 Prozent führen dies auf eine zu 

hohe Nachfrage zurück.

 
Perspektivische Auslastung
Von denjenigen, die bisher noch nicht überausgelastet sind, 

erwarten 6,4 Prozent der Befragten binnen des nächsten 

halben Jahres und 9,2 Prozent innerhalb der nächsten 

zwei Jahre über 100 Prozent ausgelastet zu sein.

 
Spezialthema: 
Mitarbeiterbindung und Nachwuchsgewinnung
Neben dem wirtschaftlichen Teil enthält diese BFB-Kon-

junkturumfrage auch eine Passage zu dieser Fragestellung.

 
Mitarbeiterbindung
Flexible Arbeitszeitmodelle (74,7 Prozent) und Fort- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten (71,8 Prozent) führen die 

Skala der Maßnahmen zur Mitarbeiterbindung an. Mehr-

heitlich werden auch Urlaubs-/Weihnachtsgeld (60,4 Pro-

zent) gezahlt.

 
Personalfluktuation
Bei 67,7 Prozent der befragten Freiberufler gab es in den 

zurückliegenden zwölf Monaten keine Kündigungen von 

Mitarbeitern. Damit liegen die Freien Berufen mit einem 

Wert von 32,3 Prozent leicht unter dem zuletzt verfügba-

ren gesamtwirtschaftlichen Fluktuationskoeffizienten von 

32,8 Prozent, den die Bundesagentur für Arbeit für das 

Jahr 2017 berechnet hat.

 
Personalgewinnung
Die Verantwortung hierfür liegt nahezu ausschließlich 

beim Freiberufler selbst. Bei der Suche nach Mitarbeitern 

stehen persönliche Kontakte mit deutlichem Abstand an 

vorderster Stelle. Zudem haben Praktika gerade bei der 

Auswahl von Auszubildenden einen hohen Stellenwert. 

Erfolg versprechen sich die Befragten zudem von Stellen-

angeboten auf der eigenen Website und von der Jobbörse 

der Bundesagentur für Arbeit.

Personalsuche
Ob freie Stellen für Auszubildende oder Mitarbeiter, 

nach Einschätzung der befragten Freiberufler wird die 

Personalsuche binnen der kommenden beiden Jahr noch 

schwieriger. Von den Befragten erhalten derzeit nur 6,2 

Prozent keine Bewerbungen für freie Ausbildungsstellen, 

bei Stellenangeboten für Mitarbeiter sind es 15,5 Prozent.

 
Fachkräftemangel
Mehrheitlich ist es problematisch, Mitarbeiter- und auch 

Ausbildungsstellen zu besetzen. 83,6 Prozent der befrag-

ten Freiberufler geben an, dass daraus ein erhöhtes Ar-

beitspensum für ihre Teams resultiert. Bei über der Hälfte 

steigen die Kosten, um ihre Mitarbeiter zu binden. Knapp 

ein Drittel gibt an, Kunden zu verlieren. In Konsequenz 

dessen intensivieren knapp zwei Drittel die Suche nach ge-

eigneten Bewerbern, mehr als die Hälfte schneidet die Ar-

beitsbereiche ihrer Mitarbeiter neu zu und knapp die Hälf-

te reduziert das Arbeitsaufkommen. Zeitweise Hilfskräfte 

einzustellen ist nur für etwa jeden Fünften eine Option.

Der Bundesverband der Freien Berufe e. V. (BFB) vertritt als 
einziger Spitzenverband der freiberuflichen Kammern und 
Verbände die Interessen der Freien Berufe, darunter sowohl 
Selbstständige als auch Angestellte, in Deutschland. Allein die 
rund 1,4 Millionen selbstständigen Freiberufler steuern rund 
327 Milliarden Euro und damit 10,8 Prozent zum Bruttoin-
landsprodukt bei. Sie beschäftigen fast 3,9 Millionen Mitarbei-
ter – darunter ca. 124.000 Auszubildende. Die Bedeutung der 
Freien Berufe für Wirtschaft und Gesellschaft geht jedoch weit 
über ökonomische Aspekte hinaus: Die Gemeinwohlorientie-
rung ist ein Alleinstellungsmerkmal der Freien Berufe.
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Pressemitteilung 
 
Prof. Dr. Ewer: „Stabile Wirtschaftslage und gute Perspektiven“ 
 
Das Institut für Freie Berufe (IFB) hat für den Bundesverband der Freien Berufe e. V. (BFB) im vierten 
Quartal eine repräsentative Umfrage unter knapp 500 Freiberuflern zur Einschätzung ihrer aktuellen 
wirtschaftlichen Lage, der kurzfristigen Geschäftsentwicklung, ihrer Personalplanung, 
Kapazitätsauslastung und zum Spezialthema „Mitarbeiterbindung und Nachwuchsgewinnung“ 
durchgeführt. Hierzu erklärt BFB‐Präsident Prof. Dr. Wolfgang Ewer: 
 
„Die Freien Berufe liegen weiterhin gut im Markt. Mit ihrer aktuellen Lage sind neun von zehn der 
Befragten durchaus zufrieden. Ebenso viele rechnen nicht damit, dass die Stimmung kurzfristig kippt. 
Das zeigt Wirkung: 16 Prozent der Freiberufler wollen binnen der beiden kommenden Jahre mehr 
Mitarbeiter einstellen. Wenn sie diese denn finden. Schließlich arbeitet fast ein Drittel schon über 
Volllast und führt das auch auf fehlende Fachkräfte zurück. 
 
Diesen Befund spiegelt auch der Sonderteil der Umfrage zum Finden und Binden von Mitarbeitern 
wider. Bei den Freien Berufen steht neben einer intensivierten Suche nach geeigneten neuen 
Mitarbeitern ebenfalls oben auf der Agenda, diejenigen zu halten, die bereits bei ihnen arbeiten. So 
sind etwa flexible Arbeitszeitmodelle sowie Fort‐ und Weiterbildungsmöglichkeiten überwiegend 
gelebte Praxis. 
 
Beim Werben um neue Mitarbeiter können Freie Berufe als verlässliche Arbeitgeber punkten: Eine 
aktuelle Untersuchung des Instituts für Freie Berufe zeigt, dass Freiberufler mit mindestens einem 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bestandsfester sind als Unternehmen der übrigen 
Wirtschaft.“ 
 
Ergebnisse der BFB‐Konjunkturumfrage im Einzelnen:  
 
Aktuelle Geschäftslage 
Mit ihrer aktuellen Geschäftslage sind die befragten Freiberufler durchaus zufrieden: 47,7 Prozent 
aller Befragten schätzen ihre Situation als gut, 39,4 Prozent als befriedigend und lediglich 12,9 
Prozent als schlecht ein. Die Stimmung hat sich im Vergleich zum Vorjahr leicht verbessert: Im Winter 
2017 beurteilten 48,6 Prozent der Befragten ihre Geschäftslage als gut, 34,8 Prozent als befriedigend 
und 16,6 Prozent als schlecht. 
 
Bei allen vier Freiberufler‐Gruppen ist das aktuelle Klima mehrheitlich günstig: Die Freiberufler im 
technisch‐naturwissenschaftlichen Bereich sind am zufriedensten, verhaltener sind die freien 
Kulturberufe, die rechts‐, steuer‐ und wirtschaftsberatenden Freiberufler und die freien Heilberufe. 
 
Sechs‐Monats‐Prognose 
Auch im kurzfristigen Trend sind die befragten Freiberufler zuversichtlich: 12,8 Prozent der Befragten 
rechnen binnen des kommenden halben Jahres mit einer günstigeren, 78,6 Prozent mit einer gleich 
bleibenden und 8,6 Prozent mit einer ungünstigeren Entwicklung. Auch hier ist die Tendenz positiv: 
Im Winter 2017 erwarteten 13,2 Prozent der Befragten einen günstigeren, 72 Prozent einen gleich 
bleibenden und 14,8 Prozent einen ungünstigeren Verlauf. 
 

Berufsverband der Freien Berufe e. V.
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Der Deutsche Rechts- und Notarfachwirttag (DRT) konn-

te bei den rund 350 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 

wieder mit hochaktuellen Themen aus dem Kanzleialltag 

punkten und zeigen, warum er die größte Fortbildungsver-

anstaltung für Kanzleimitarbeiter in Deutschland ist. The-

men wie das besondere elektronische Postfach (beA) oder 

die neue Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) zogen 

sich wie ein roter Faden durch die Veranstaltung am 26. 

und 27. Oktober in Leipzig. 

Welche wichtige Bedeutung die Digitalisierung für den Ar-

beitsalltag in Kanzleien hat, schilderte Soldan Geschäfts-

führer René Dreske in seiner Begrüßungsrede. 

„Legal Tech hat längst seinen Exoten-Status verloren. Im-

mer schneller kommen neue Anwendungen auf den Markt, 

die mit Software und künstlicher Intelligenz die klassische 

Kanzleiarbeit und die Rechtsberatung gravierend verän-

dern werden“, erklärte er. 

Die technische Entwicklung sei auch ein wichtiger Faktor, 

wenn es um den verringerten Bedarf an nicht-anwaltlichen 

Kanzleimitarbeitern gehe. Dreske verwies in diesem Zu-

sammenhang auch auf den aktuellen Forschungsbericht 

des Soldan Instituts „Berufsbildung in Anwaltskanzleien“ 

und den drastischen Rückgang an Ausbildungsverträgen 

im Berufsfeld Rechts- und Notarfachwirte.

Im Rahmen der feierlichen Abendveranstaltung wurden 

die Gewinnerinnen des ReNo-Preises ausgezeichnet. Der 

Wettbewerb wurde in diesem Jahr zum siebten Mal ausge-

tragen und prüft die Kandidaten und Kandidatinnen in den 

Bereichen Zwangsvollstreckung, Gebühren, Kanzleiorga-

nisation, EDV/IT und Mandantenkommunikation. 

Den ersten Platz und somit das Preisgeld von 3.000 Euro 

konnte Christiane Nagel für sich entscheiden. Die geprüfte 

Rechtsfachwirtin arbeitet mit großem Engagement in der 

Kanzlei Einfeldt & Borst, deren Inhaberin Judith Borst auf 

Familien- und Strafrecht spezialisiert ist. „Frau Nagel über-

zeugte durch ein auf breiter Basis hervorragend angeleg-

tes Fachwissen“, sagte Ronja Tietje vom ReNo-Bundesver-

band und Mitglied der Fachjury in ihrer Laudatio. 

Über den 2. Platz, der mit 2.000 Euro dotiert ist, konnte 

sich Claudia Holten freuen, die als Rechtsfachwirtin in der 

auf Arbeits-, sowie Miet- und Wohneigentumsrecht spe-

zialisierten Kanzlei Pape Tscherney Partnerscherschaft in 

Hannover tätig ist. 

Janine Bellmann belegte den 3. Platz und gewann damit 

ein Preisgeld von 1.000 Euro. Sie ist tätig in der Kanzlei 

Kanzlei Friedrich Weiss in Halle/Saale, die ihren Schwer-

punkt im Bereich Verkehrsrecht setzt.

8. Rechts- und Notarfachwirttag im Zeichen der Digitalisierung

Soldan vergibt den ReNo-Preis für herausragendes Fachwissen
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Fachexkursion Namibia und Kapstadt – eine fantastische Reise

Mitglieder der Rechtsanwaltskammer sind der Einladung 

des Vorstandes gefolgt und haben in der Zeit vom 20. No-

vember bis zum 2. Dezember 2018 an einer Fachexkursi-

on nach Namibia mit Verlängerungsmöglichkeit nach Kap-

stadt/Südafrika teilgenommen.

Die zwölf Teilnehmer der Reise hatten zunächst nach ih-

rer Ankunft in Windhoek zwei Tage die Möglichkeit, die 

multikulturelle Hauptstadt Namibias näher zu erkunden. 

Der deutschstämmige Reiseleiter informierte über Land 

und Leute und wusste allerlei interessante Hintergrund-

geschichten zu berichten.

Als Fachprogramm haben die Teilnehmer eine Anwalts-

kanzlei in Windhoek besucht, wobei sie von mehreren An-

wälten, davon auch 2 deutschsprechenden Kolleginnen, 

über das Rechtssystem, die Ausbildung und die Ausrich-

tung der Kanzlei informiert wurden. Insbesondere bemer-

kenswert für die Teilnehmer war dabei, dass in Namibia 

das von den deutschen Kolonialherren eingeführte deut-

sche Grundbuchsystem beibehalten wurde und bis heute 

weitergeführt wird. 

Im Anschluss stand noch ein Besuch eines großen Versi-

cherungsunternehmens auf dem Programm, bei dem es 

insbesondere darum ging, wie dort gerade versucht wird, 

ein Rechtsschutzversicherungssystem einzuführen.

Die Reise führte weiter durchs Land, wobei die Gruppe 

alle zwei Tage die Unterkunft wechselte. Zunächst reiste 

die Gruppe in eine Lodge in der Nähe von Sossusvlei, einer 

Landschaft mit den höchsten Sanddünen der Welt. Einige 

der Teilnehmer nutzen die Möglichkeit, auf eine dieser Dü-

nen hinaufzusteigen und genossen nach der Anstrengung 

den fantastischen Blick auf die weiten Sandflächen und 

Salzpfannen in den verschiedensten Farbschattierungen 

von gelb bis zu leuchtenden Rot- und Orangetönen. Be-

sonderen Spaß hatten die Teilnehmer anschließend daran, 

seitlich die Dünen wieder herunterzulaufen was allen gro-

ßes Vergnügen bereitete.

Weiter ging es nach Swakopmund, einer Stadt, die nicht 

nur mit dem alten Amtsgerichtsgebäude, Erinnerungen an 

die deutsch Kolonialzeit weckt. Von dort aus bestand die 

Möglichkeit zur Teilnahme an einem Bootsausflug von ei-

ner in der Nähe gelegenen kleinen Hafenstadt Walvis Bay 

aus. Anschließend reiste die Gruppe weiter über Cape 

Cross, welches bekannt ist für seine riesige Robbenkolo-

nie, nach Damaraland weiter ins Inland Namibias, vorbei an 

dem majestätischen Brandberg Massiv.  Die letzte Station 

der Rundreise durch Namibia war eine Lodge an der Gren-

ze zum Etoscha-Nationalpark. Bei Pirschfahrten durch den 

Nationalpark bekamen die Teilnehmer u. a. Löwen, Elefan-

ten, Giraffen, Gnus, Oryx-Antilopen, Zebras, Springböcke 

und Warzenschweine zu sehen, teilweise so nah, dass alle 

nur überwältigt waren.  

Namibias Landschaft ist spektakulär und einzigartig, die 

Unterkünfte waren stets traumhaft und das Essen gut 

und abwechslungsreich. Nach der Ankunft in einer neuen 

Unterkunft fanden regelmäßig Sundowner-Touren statt, 

wobei sich den Teilnehmern atemberaubende Sonnen- 

untergänge bei der obligatorischen „Malaria-Prophylaxe“, 

einem Gin Tonic oder sonstigem Getränk boten.

Reisegruppe in Windhoek
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Nach zwölf Tagen reisten drei der Teilnehmer zurück nach 

Deutschland. Die restliche Gruppe flog von Windhoek 

weiter nach Kapstadt und verbrachte dort einen großar-

tigen Ausklang der Reise. Kapstadt mit dem einzigartigen 

Tafelberg, Lions Head und Signal Hill, das Kap der Guten 

Hoffnung, die weltberühmten Weinbaugebiete Fransch-

hoek und Stellenbosch mit  Winetasting wurden  ausgiebig 

besichtigt.

An den Abenden nach den tollen Ausflügen waren die zahl-

reichen Restaurants und Bars in der Victoria und Alfred 

Waterfront regelmäßig Besuchsziele der Gruppe, die in 

Kapstadt noch wunderschöne Tage verbrachte.

Es war für alle Teilnehmer eine fantastische Reise mit 

großartigen Bildern, die sie sicherlich noch lange in Erin-

nerung behalten werden.

Petra Boeke

Altes Amtsgericht in Swakopmund

Beim Sundowner
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Geschäftsordnung

für die Rechtsanwaltskammer  
und den Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Braunschweig, 06.02.2019   /   Michael Schlüter, Präsident

geändert am 10. März 1962, 22. April 1981, 6. März 1991, 

9. März 1994, 17. April 1996, 4. Juni 1998, 22. März 2006, 

23.März 2008, 11.April 2018, zuletzt geändert und neu 

beschlossen durch den Vorstand der Rechtsanwaltskam-

mer Braunschweig am 16. Dezember 2018 und durch die 

Kammerversammlung am 6. Februar 2019

Die Versammlung der Rechtsanwaltskammer für den 

Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig hat in der Kam-

merversammlung vom 6. Februar 2019 aufgrund des  

§ 89 Abs. 2 BRAO die nachfolgende Geschäftsordnung 

beschlossen.

Allgemeines

§ 1  Die innerhalb des Bezirks des Oberlandesgerichts 

Braunschweig zugelassenen Rechtsanwälte bilden die 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig mit dem Sitz in 

Braunschweig.

 

§ 2  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3  Veröffentlichungen und Bekanntgaben der Rechtsan-

waltskammer erfolgen in den Kammermitteilungen. Die 

Kammermitteilungen werden in Papierform oder elektro-

nisch übermittelt. Alle Mitglieder sollen zu diesem Zweck

eine E-Mail-Adresse mitteilen.

Kammerversammlungen

§ 4  
1.   Die ordentliche Kammerversammlung findet alsbald 

nach Ablauf des Geschäftsjahres statt.

2.   Die Kammerversammlung tagt am Sitz der Kammer. 

Der Vorstand kann einen anderen Tagungsort im Kam-

merbezirk beschließen.

§ 5
Die Kammerversammlungen sind nicht öffentlich. Der Vor-

stand der Rechtsanwaltskammer kann Nichtmitgliedern 

die Anwesenheit gestatten, muss ihre Namen jedoch der 

Kammerversammlung bis zum Beginn der Tagesordnung 

mitteilen. Bei Widerspruch eines Mitgliedes der Kammer-

versammlung entscheidet diese.

§ 6
1.  Der Präsident kündigt die Kammerversammlung durch 

Veröffentlichung in der Kammermitteilung an. Die An-

kündigungsfrist beträgt mindestens 6 Wochen.

2.  Mit der Ankündigung fordert der Präsident die Mitglie-

der auf, Gegenstände und Anträge für die Tagesord-

nung einzubringen (§ 87 Abs. 1 BRAO). Dazu setzt er 

eine Frist von mindestens 2 Wochen. Nur Anträge, die 

innerhalb dieser Frist eingehen, werden auf die Tages-

ordnung gesetzt.

3.  Anträge zur Tagesordnung müssen in Textform einge-

reicht werden.

4.  Der Präsident beruft nach Ablauf der Frist die Kammer-

versammlung ein. Die Einberufung ist unter Mitteilung 

der Tagesordnung (§ 87 Abs. 1 BRAO) mindestens zwei 

Wochen vor dem Termin der Kammerversammlung in 

den Kammermitteilungen bekannt zu machen.

5.  Der Präsident kann die in den Absätzen 1., 2. und 4. ge-

nannten Fristen in dringenden Fällen abkürzen.

§ 7
Die ordnungsmäßig einberufene Kammerversammlung 

ist beschlussfähig ohne Rücksicht auf die Zahl der Teil-

nehmer. Die Beschlüsse der Versammlung werden mit 

einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Wird diese Mehrheit 

nicht erreicht, so reicht in einem weiteren Wahlgang die 

relative Stimmenmehrheit aus. Bei Stimmengleichheit gibt 

die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag (§ 88 Abs. 3 

BRAO).

§ 8
Den Vorsitz in der Kammerversammlung führt der Präsi-

dent der Kammer. Er eröffnet und schließt die Versamm-

lung. Im Verhinderungsfalle wird der Präsident durch ein 
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Mitglied des Präsidiums in der Reihenfolge Vizepräsiden-

ten –  Schriftführer – Schatzmeister vertreten. Sind sämtli-

che Mitglieder des Präsidiums verhindert, führt den Vor-

sitz das an Lebensjahren älteste anwesende Mitglied des 

Vorstandes der Kammer. 

Der Vorsitzende erteilt das Wort. Er ist berechtigt, einen 

Redner auf den Gegenstand der Verhandlung hinzuwei-

sen, ihn zur Ordnung zu rufen und bei Erfolglosigkeit eines 

zweiten Ordnungsrufes ihm das Wort zu entziehen. Gegen 

diese Ordnungsrufe und die Entziehung des Wortes steht-

dem Betroffenen der Einspruch zu. Über den Einspruch 

entscheidet alsbald die Versammlung ohne Erörterung.

 
§ 9
Der Vorstand ist berechtigt, für jeden Gegenstand der 

Tagesordnung Berichterstatter zu bestimmen. Diese 

Berichterstatter erhalten auf Verlangen das Wort so-

wohl zu Anfang als auch nach Schluss der Erörterung. 

§ 10
Die Versammlung kann jederzeit den Schluss der Erörte-

rung beschließen. Die Beschlussfassung erfolgt auf Antrag 

ohne Erörterung.

 
§ 11
Der Vorsitzende stellt die zur Abstimmung zu bringen-

den Fragen. Über erhobenen Zweifel entscheidet die 

Versammlung. Die Abstimmung erfolgt durch Handerhe-

bungDer Vorsitzende kann namentliche Abstimmung an-

ordnen, wenn sich Zweifel über die Zählung der Stimmen 

ergeben. Die Ausübung des Stimmrechts kann nicht durch 

einen Vertreter erfolgen.

 
Vorstand der Anwaltskammer
 
§ 12
Der Vorstand besteht aus 15 Mitgliedern. Hierbei soll je-

der Landgerichtsbezirk angemessen vertreten werden.

 
Vorstandswahlen
 
§ 13
1.  Die Mitglieder des Vorstandes werden von den Mitglie-

dern der Kammer in geheimer und unmittelbarer Wahl 

durch Briefwahl gewählt (§ 64 Abs. 1 BRAO).

2.  Die Amtszeit beträgt vier Jahre (§ 68 Abs. 1 BRAO); 

sie beginnt am ersten des auf die Veröffentlichung des 

Wahlergebnisses folgenden Monats. Nach Ende ihrer 

Amtszeit führen die Vorstandsmitglieder die Amtsge-

schäfte bis zum Ende des Monats, in dem das Wahler-

gebnis der nachfolgenden Vorstandswahl veröffentlicht 

wurde (§§ 64 Abs. 1, 89 Abs. 2 Nr. 1 BRAO), fort. § 69 

BRAO bleibt unberührt.

3.  Ausgeschiedene Mitglieder des Vorstandes werden durch 

das Nachrücken einer bei der Wahl, in der das ausgeschie-

dene Mitglied gewählt wurde, nicht gewählten Person in 

der Reihenfolge der von den nicht gewählten Personen 

erreichten Stimmenzahlen ersetzt (§ 69 Abs. 3 S. 3 BRAO). 

Die Amtszeit der Nachrücker richtet sich nach der Amts-

zeit des ausgeschiedenen Mitglieds. Wenn es keinen 

Nachrücker gibt, wird der vakante Vorstandsposten für 

den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds mit 

einem Nachrücker durch Nachwahlen ersetzt. Die Nach-

wahl findet zusammen mit der nächsten turnusmäßigen 

Wahl von Mitgliedern zum Vorstand statt, es sei denn, 

die Zahl der Mitglieder des Vorstandes ist geringer als 

12; dann hat eine Nachwahl unverzüglich stattzufinden.

4.  Näheres regelt eine gesonderte Wahlordnung für die 

Vorstandswahlen.

 
§ 14
Über den Verlauf der Kammerversammlung und die Sit-

zungen des Vorstandes ist ein Protokoll aufzunehmen, 

welches von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu 

unterzeichnen ist. Die Protokolle über die Kammerver-

sammlung können von jedem Mitglied eingesehen werden.

 
§ 15
Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich. Der 

Vorstand kann zu allen Beratungspunkten Kammermit-

glieder oder sonstige Gäste hinzuziehen. 

Der Vorstand ist berechtigt, einzelne oder mehrere Vor-

standsmitglieder mit der selbstständigen Führung von 

Vorstandsgeschäften zu betrauen und Abteilungen gem.  

§ 77 der Bundsrechtsanwaltsordnung zu bilden. 

Der Abteilungsvorsitzende ist berechtigt, die Ausfertigung 

von Abteilungsbescheiden allein zu unterschreiben.

Präsident und Präsidium der Anwaltskammer

§ 16
Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den Präsidenten und 

die Mitglieder des Präsidiums in getrennten Wahlgängen. 

Die Mitglieder des Präsidiums vertreten sich gegenseitig.

Der Präsident wird in der Reihenfolge Vizepräsidenten – 

Schriftführer – Schatzmeister vertreten.

Der Präsident kann bei Verhinderung eines Mitgliedes 

des Präsidiums ein Mitglied des Kammervorstandes mit 

dessen Vertretung betrauen. Bei Verhinderung sämtlicher 

Mitglieder des Präsidiums hat das an Lebensjahren älteste 

Vorstandsmitglied die Befugnisse und Obliegenheiten des 

Präsidenten zu erfüllen.
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Personalien

Vom 05.09.2018 bis 14.02.2019

Anderweitige Zulassungen

Baas, Christopher Meine

Giehsler, Thorsten Braunschweig

Hortig, Martin Wolfenbüttel

Orlob, Manuela Göttingen

Schrader, Susanne Querenhorst

Weisel, René Braunschweig

Wigbels, Viktoria Braunschweig

Neuzulassungen

Baum, Susanne Braunschweig

Bißeling, Christoph Braunschweig

compleneo Rechtsanswalts-GmbH Braunschweig

Fuchs, Jürgen Herzberg

Jankowski, Annika Braunschweig

Jörn,  Sarah Moringen

Köppe, Steffen Braunschweig

Krebs, Torsten Salzgitter

Lietzau, Katja Braunschweig

Rohkamm, Ben Braunschweig

Selmigkeit, Dennis Göttingen

Steinicke, Christopher Einbeck

Streit, Joachim Bad Harzburg
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Personalien

Vom 01.09.2018 bis 14.02.2019

Erstreckungen der Syndikuszulassung

Kolla, Sebastian Wolfsburg

Morgenstern, Theda Northeim

Raber, Dr. Georg Wolfsburg

Reese, Sarina Helmstedt

Wilkening, Thomas Wolfsburg

Syndikusrechtsanwaltszulassungen

Albe, Stefani Braunschweig

Bornemann, Stephan Duderstadt

Ehret, Christian Helmstedt

Ehricke, Nicola Wolfsburg

Gajer, Daniela Witzenhausen

Giesbers, Stefan Wolfsburg

Günther, Bettina Wolfsburg

Heicke, Christian Braunschweig

Hettich, Marie Braunschweig

Klein, Manfred Johannes Wolfsburg

Kleinau, Stephan Wolfsburg

Koschnitzki, Susan Braunschweig

Kottas, Jaokob Salzgitter

Krack, Mark Alexander Braunschweig

Mohr, Ulrich Wolfsburg

Moryson, Thomas Braunschweig

Müller, Sven-Christopher Wolfsburg

Ochsmann, Corinna Wolfsburg

Piontek, Philipp Braunschweig

Phung, Yemme Wolfsburg

Quintus, Anika Wolfsburg

Schatz, Mathias Hamburg

Schreier, Wilhelm Göttingen

Seiler, Charlotte Salzgitter

Stasicka, Marta Hannover

Stolze, Jenny-Katrin Braunschweig

Waldowski, Magdalena Paulina Wolfsburg

Watermann, Marius Göttingen

Woll, Frauke Wolfsburg
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Vom 05.09.2018 bis 14.02.2019

Löschungen

Ballhaus, Lotta Göttingen

Behrend, Peter Göttingen

Boße, Jan Göttingen

Brennecke, Marieke Elisabeth Göttingen

Dönni, Robert Salzgitter

Frank, Horst-Uwe Braunschweig

Frerichs, Frank Braunschweig

Fürniß, Tobias Göttingen

Goltermann, Jörg Braunschweig

Gottschalk, Christian Göttingen

Hahn, Dorotheé Duderstadt

Hammling, Oleg Wolfsburg

Härke, Christopher Braunschweig

Hirdes, Achim Braunschweig

Hönemann, Martha Braunschweig

Juchem, Marina Göttingen

Kanthak, Fabienne Braunschweig

Kauter, Sabine Salzgitter

Kilian, Michael Harald Göttingen

Kinderling, Anja Göttingen

Koschel-Naahs, Margarete Hann.Münden

Kraft, Juliane Göttingen

Küttner, Lothar Braunschweig

Maring, Dieter Braunschweig

Moshagen, Immo Helmstedt

Müller, Gerrit Braunschweig

Niemeyer, Marita Göttingen

Nünemann, Jens Braunschweig

Paul, Dietrich Wolfsburg

Roigk, Jacqueline Braunschweig

Rüter, Reginald Vechelde/Gr. Gleidingen

Seifert, Ulrich Herbert Braunschweig

Stender, Claudia Braunschweig

Vespermann, Petra Göttingen

Waldmann-Stocker, Bernd Göttingen

Wegener, Burghard Göttingen

Winschewski, Bernd Schöningen

Personalien
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Vom 05.09.2018 bis 14.02.2019

Fachanwaltszulassungen 

Arbeitsrecht

Künemund, Manuel Seeburg

Lübeke, Victoria Göttingen

Bau- und Architektenrecht

Carl, Robert Göttingen

Familienrecht

Haase, Colin Osterode

Hoof, Tim Wolfsburg

Voigt, Gunnar Goslar

Volker, Malte Braunschweig

Miet- und Wohnungsrecht

Bastobbe, Christoph Schöningen

Sozialrecht

Donath, Lars Göttingen

Steuerrecht

Elies, Steffen Helmstedt

Strafrecht

Garth, Henner Göttingen

Personalien
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50 Jahre

40 Jahre

30 Jahre

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig 

gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, 

die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders 

langjährige Tätigkeit zurückblicken können.

Herr Rechtsanwalt Klaus Menge aus Göttingen ist seit September 1968 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. Hans-D. Wetekam aus Braunschweig ist seit Februar 1969 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. Klaus Hartmann aus Bad Harzburg ist seit Juni 1969 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Bernd-Rainer Schipper aus Nörten-Hardenberg ist seit August 1978 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Jörg Trittermann aus Braunschweig ist seit November 1978 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Detlef Kaplan aus Osterode ist seit Januar 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Friedrich-W. Wichers aus Clausthal-Zellerfeld ist seit Januar 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Hans-Christoph Rudorf aus Braunschweig ist seit Februar 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Egbert Hundeshagen aus Bilshausen ist seit März 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Reinhard Kupzok aus Northeim ist seit April 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. Herbert Bäuerlen aus Göttingen ist seit Juni 1979 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Reinhard Bodenburg aus Göttingen ist seit Juni 1979 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Sabine Kintea aus Wolfenbüttel ist seit Dezember 1988 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Eva-Susanne Itschner aus Braunschweig ist seit Januar 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Detlef Korn aus Northeim ist seit Januar 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Frank Kretzschmar aus Wittmar ist seit Januar 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Helge Pietsch aus Salzgitter ist seit Januar 1989 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Sabine Manthei aus Braunschweig ist seit März 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Ulrich Kahse aus Wolfsburg ist seit März 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Andreas Troch aus Göttingen ist seit März 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Ronald Scholz aus Braunschweig ist seit April 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Albrecht Demburg aus Northeim ist seit Mai 1989 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin und Notarin Hildegard Müller-Stolz ist seit Juni 1989 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Andreas Wilke aus Braunschweig ist seit Juni 1989 zugelassen.

Personalien
 

Jubiläen
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Veranstaltungen

21.03.2019 Personalmanagement in Zeiten des Fachkräftemangels

13:30 – 17:30 Uhr Erfolgreiche Strategien in Zeiten des Fachkräftemangels 

 Referentin: Ronja Tietje, Geprüfte Rechts- und Notariats- 

 fachwirtin, Kanzleiberaterin

27.03.2019 Handels- und Gesellschaftsrecht

13:30 – 19:00 Uhr Problemfelder rund um GmbH und UG (haftungsbeschränkt)

 Referent: Dr. Dr. Christian Schulte, M.A. Richter im Handels 

 register des AG Berlin-Charlottenburg

 *Anerkennung gem. § 15 FAO für Handels- und Gesell-  

 schaftsrecht 

29.03.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr Neuregelungen der Pflichtverteidigerbestellung

 Referent: Werner Siebers, Rechtsanwalt

 *Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

03.04.2019  Verkehrsrecht – Geschwindigkeit – Abstand – Rotlicht

13:30 – 19:00 Uhr Effektive Verteidigungsansätze bei den häufigsten  

 Verkehrsordnungswidrigkeiten 

 Referent: Rechtsanwalt Filip Siegert, 

 Fachanwalt für Verkehrsrecht

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrs- und Strafrecht

10.05.2019 Zwischen Datenschutz und Arbeitrecht

12:00 – 17:30 Uhr Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeits- und IT-Recht

18.05.2019 Aktuelles Arzthaftungsrecht

09:30 – 15:00 Uhr Referent: Wolfgang Frahm, Vorsitzender Richter am OLG  

 Schleswig-Holstein

 *Anerkennung gem. § 15 FAO für Medizinrecht

19.06.2019 Der Kfz-Schaden 2019

13:30 – 19:00 Uhr Von der Abtretung bis zur Zahlungsverpflichtung, Sach- 

 schadensfragen zu Haftpflicht- und zur Kaskoversicherung

 Referent: Bernd Schöning, Rechtsanwalt, Stadtlohn 

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht ⏵

RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsanwalts-

kammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachan-

waltsseminare an. Bitte merken Sie sich bereits jetzt fol-

gende Termine vor. Das Anmeldeformular finden Sie auf 

Seite 37 der Kammermitteilung. 

Weitere Seminare sind in Planung. Bitte informieren Sie 

sich immer aktuell auf unserer Homepage www.rak-braun-

schweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und 

Termine“. 

Seminare / Fortbildungen
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26.06.2019 Gestaltung familienrechtlicher Rechtsverhältnisse

13:30 – 19:00 Uhr Referentin: Edith Kindermann, Rechtsanwältin und  

 Notarin, Bremen

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

28.06.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche 

12:00 – 17:30 Uhr * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht 

04.09.2019 Der neue Realteilungserlass ist da!

13:30 – 19:00 Uhr Referent: Dr. Jens Stenert, Fachanwalt für Steuerrecht

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Steuerrecht

23.10.2019 Verkehrsrecht – Abstandsverstöße - Rotlichtverstöße

13:30 – 19:00 Uhr Praktische Verteidigungsansätze und aktuelle  

 Entwicklungen unter Berücksichtigung von  

 zivilrechtlichen Folgeproblemen

 Referent: Rechtsanwalt Filip Siegert,  

 Fachanwalt für Verkehrsrecht

 *Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrs- und Strafrecht

06.11.2019 Arbeitsvertrag, Kündigung, Betriebsvereinbarung  –  

13:30 – 19:00 Uhr Fallstricke bei der Gestaltung  

 Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

  

22.11.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

04.12.2019 Krankheit im Arbeitsverhältnis

13:30 – 19:00 Uhr Arbeitsrechtliche und sozialrechtliche Risiken und Chancen

 Referentin: Christiane Hochhut, Rechtsanwältin

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeits- und Sozialrecht

18.12.2019 Aktuelles zur steuerlichen Behandlung der privaten  

13:30 – 19:00 Uhr und betrieblichen Alters- u. Risikovorsorge und 

 Vermögensübertragungen gegen wiederkehrende  

 Leistungen des Privat- und Betriebsvermögens 

 Referent: Rudolf Jung, Dipl.-Finanzwirt  

 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Steuer- und 

 Versicherungsrecht

RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

* Anmerkung  Die Angaben zur Anerkennung der Fortbildungsveranstaltungen gem. § 15 FAO  

beziehen sich auf die Anerkennungspraxis der Rechtsanwaltskammer Braunschweig.
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RechtsanwaltskammeR
Braunschweig

Anmeldung

für die Seminare in der Rechtsanwaltskammer Braunschweig
Lessingplatz 1, 38100 Braunschweig

 21.03.2019 Personalmanagement in Zeiten des Fachkräftemangels

 27.03.2019 Handels- und Gesellschaftsrecht

 29.03.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

 03.04.2019 Verkehrsrecht

 10.05.2019 Zwischen Datenschutz und Arbeitsrecht

 18.05.2019 Aktuelles Arzthaftungsrecht

 19.06.2019 Der Kfz-Schaden 2019

 26.06.2019 Gestaltung familienrechtlicher Rechtsverhältnisse

 28.06.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

 04.09.2019  Der neue Realteilungserlass ist da!

 23.10.2019 Verkehrsrecht in Göttingen

 06.11.2019 Arbeitsvertrag, Kündigung, Betriebsvereinbarung

 22.11.2019 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

 04.12.2019 Krankheit im Arbeitsverhältnis

 18.12.2019 Aktuelles zur steuerlichen Behandlung Alters- u. Risikovorsorge

Name, Vorname

Straße

Telefon

Kanzlei

PLZ, Wohnort

E-Mail

Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit einverstanden, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung erhobenen perso-

nenbezogenen Daten ausschließlich zum Zweck der Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie ggf. in einer 

Teilnehmerliste aufgenommen werden. Eine Weitergabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum / Unterschrift

per Fax    0531   12  33  566  
per E-Mail   info@rak-braunschweig.de
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Mittwoch, 08.05.2019
Haftung des Arbeitnehmers und Ausschlussfristen, 
Berufsbildungsrecht

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahme- 

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: Richter am Bundesarbeitsgericht

  Dr. Hinrich Vogelsang                              

Tagungsort: Goslar, Hotel Der Achtermann

  Rosentorstraße 20

Zeit:   14.00 – 19.30 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

 

Themenübersicht: Haftung des Arbeitnehmers: Grundla-

gen der Haftung und Einschränkung der Arbeitnehmerhaf-

tung; Ausschlussfristen u.a. mit aktueller Rechtsprechung 

des BAG; Berufsbildungsrecht: Berufsbildungsvertrag, 

Pflichten des Ausbildenden und des Auszubildenden, Be-

endigung des Ausbildungsverhältnisses, Übergang in ein 

Arbeitsverhältnis

Samstag, 18.05.2019
10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht 

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahme- 

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten:  Präsident des LAG Niedersachsen  

  Wilhelm Mestwerdt,

  VorsRiLAG Niedersachsen

  Günther Kreß

Tagungsort: Goslar, Ramada Hotel Bären

  Krugwiese 11a

Zeit: 08.30 – 20.00 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 340,- € zzgl. 19 % MwSt

 

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz im 

Arbeitsverhältnis; Neue Entwicklungen in der Rechtspre-

chung des BAG, LAG sowie des EUGH,

Das Seminar vermittelt ein umfassendes update der ober-

gerichtlichen Rechtsprechung in den praxisrelevanten Fra-

gen des Bestandsschutzes und des Vertragsrechts im Ar-

beitsverhältnis. Ziel des Seminars ist es, den Teilnehmern 

in kompakter Form den aktuellen Stand der Rechtspre-

chung in den genannten Kernbereichen des Individual- 

arbeitsrechts zu vermitteln. Besprochen werden insbeson-

dere aktuelle Entscheidungen zu Kündigung, Befristung, 

AGG und BetrVG sowie den Fragen von Annahmeverzug 

und Vergütung. 

Mittwoch, 06.11.2019
Aktuelle Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahme- 

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: VRiOLG Celle Mathias Volker                                                                  

Tagungsort: Goslar, Hotel Der Achtermann

  Rosentorstraße 20

Zeit: 14.00 – 19.30 Uhr

Teilnahmebeitrag: einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

Einzelne Schwerpunkte werden vom Referenten je nach 

Aktualität gesetzt.

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet ein umfangreiches Seminar-

skript, Pausenverpflegung sowie bei ganztägigen Veran-

staltungen ein Mittagessen. 

Seminarleitung:  Rechtsanwältin Martina Pfeil

  38642 Goslar, Noldeweg 1

Telefon: 05321/685775

Telefax: 05321/685776

Goslarer Fortbildungstage – 
Seminare für Anwälte in 2019
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Per  Fax  05321/685 776 

Anmeldung 

zu den Seminaren der Goslarer Fortbildungstage:

 Mittwoch, 08.05.2019 Haftung des Arbeitnehmers u. a. 200,- Euro

 Samstag, 18. 05.2019 Arbeitsrecht, 10-stündiges Seminar 340,- Euro

 Mittwoch, 06.11.2019 Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht 200,- Euro

Name, Vorname

Straße

Telefon

Beruf/Fachanwalt

PLZ, Wohnort

E-Mail

Ich erkenne die Teilnahmebedingungen mit meiner Unterschrift an.  Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit einverstan-

den, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung(en) erhobenen personenbezogenen Daten ausschließlich zum Zweck der 

Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie ggf. in einer Teilnehmerliste aufgenommen werden. Eine Weiter-

gabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum / Unterschrift

Teilnahmebedingungen

Teilnahmegebühren
Bitte überweisen Sie die Teilnahmegebühr zzgl. MwSt 

unmittelbar nach Erhalt der Teilnahmebestätigung/Rech-

nung auf mein Konto, das in der Rechnung angegeben ist. 

Rücktritt
Spätestens bis 10 Tage vor Seminarbeginn können Sie Ihre 

Anmeldung zurücknehmen. Die Stornoerklärung bedarf 

der Schriftform. Ich berechne für eine Stornierung eine 

Bearbeitungsgebühr in Höhe von 25 Euro zzgl. Mwst., bei 

Seminaren, die länger als einen Tag gehen, 25% des Teil-

nahmebetrags zzgl. Mwst. Gleiches gilt für Seminare mit 

einer in der  Seminarankündigung angegebenen Teilneh-

merbegrenzung sowie für Komplettseminare für Fachan-

wälte. Wenn Sie den Teilnahmebetrag für ein von Ihnen 

gebuchtes Seminar bereits gezahlt haben, biete ich Ihnen 

ein kostenloses Umbuchen auf ein anderes Seminar im 

laufenden Jahr an. In diesem Falle verzichte ich auf eine 

Bearbeitungsgebühr. Bei nicht rechtzeitiger Absage wird 

der volle Teilnahmebetrag fällig.

Absage von Seminaren 
durch die „Goslarer Fortbildungstage“
Bei Absagen von Seminaren wegen Ausfall des Dozenten 

oder bei zu geringer Teilnehmerzahl oder Verlegung des 

Tagungsortes bin ich bemüht, Ihnen dies rechtzeitig mit-

zuteilen. Muss ich ein Seminar absagen, so erstatte ich 

die bereits gezahlte Teilnahmegebühr in vollem Umfang. 

Weitergehende Ansprüche sind ausgeschlossen, außer in 

Fällen vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens von 

meiner Seite oder sonstigen Erfüllungsgehilfen. Begleiten-

de Arbeitsunterlagen gebe ich in der Regel zu Beginn des 

Seminars heraus. Diese werden von den Referenten er-

stellt und von mir zum ausschließlichen Gebrauch für und 

durch den Teilnehmer kopiert. Eine Vervielfältigung oder 

Weitergabe ohne meine Einwilligung ist unzulässig.
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